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Problemstellung und Empfehlungen 
Moving Targets. 
Die Verhandlungen über die Energie- und 
Klimapolitik-Ziele der EU nach 2020 
Die Energie- und Klimapolitik nimmt seit 2007 einen 
der vorderen Plätze auf der Agenda der Europäischen 
Union (EU) ein. Die sogenannten »20-20-20-Ziele«, die 
unter der deutschen Ratspräsidentschaft beschlossen 
wurden, waren der erste Schritt hin zu einem integrier-
ten Politikansatz, mit dem die Energieversorgung nicht 
nur wettbewerbsfähig und sicher, sondern vor allem 
auch ökologisch nachhaltig gestaltet werden soll. 
Aufgrund der langen Investitionszyklen in der 
Energiewirtschaft und der Zeit, die die EU für ihre in-
terne Positionsbildung im Hinblick auf die internatio-
nalen Klimaverhandlungen benötigt, hat inzwischen 
bereits die Debatte über den Politikrahmen für die 
Jahre nach 2020 begonnen. Im März 2013 hat die Kom-
mission mit der Vorlage eines Grünbuchs den Diskus-
sionsprozess eröffnet, der 2014 schrittweise in formel-
le Verhandlungen führen wird. Die Entscheidung über 
neue EU-Energie- und Klimaziele obliegt letztlich dem 
Europäischen Rat, in dem die 28 Staats- und Regie-
rungschefs einen Konsens finden müssen. 
Diese Studie untersucht, welche Verhandlungs-
ergebnisse bei der Neuformulierung des energie- und 
klimapolitischen Politikrahmens der EU für die Zeit 
nach 2020 plausibel und wahrscheinlich sind. Zudem 
zeigt sie auf, welche Auswirkungen ein absehbar wenig 
ambitionierter EU-Kompromiss auf die deutsche 
Energiewende-Politik hätte. 
Vergleicht man die gegenwärtige Situation mit den 
Jahren vor 2007, so wird eine Prioritätenverschiebung 
erkennbar. Als eine Folge der Wirtschaftskrise hat die 
Energiepreisentwicklung eine wesentlich größere 
Bedeutung erlangt. Aufgrund der negativen Erfahrun-
gen, die mit den Klimaverhandlungen der Vereinten 
Nationen (VN) verbunden sind, ist unter den EU-Mit-
gliedstaaten zudem umstritten, inwieweit man sich 
noch auf unilaterale Vorleistungen festlegen sollte. 
Viele Mitgliedstaaten stellen nicht nur in Frage, dass 
die EU an der Trias der Ziele Emissionsminderung, 
Ausbau der Erneuerbaren und Steigerung der Energie-
effizienz festhalten soll. Auch was die jeweiligen 
Ambitionsniveaus betrifft, ist eine Tendenz erkennbar, 
hinter den bisherigen Planungen zurückzubleiben. 
Schon jetzt lässt sich prognostizieren, dass das Projekt 
einer langfristig angelegten Transformation zur 








Low-Carbon Economy zukünftig mit großen Umsetzungs-
schwierigkeiten konfrontiert sein wird. 
Der sich abzeichnende Paradigmenwandel wird in 
der energie- und klimapolitischen Debatte bislang 
kaum reflektiert. Die zentralen Argumente, mit denen 
die Architektur des EU-Politikrahmens und die Ge-
schwindigkeit seiner Fortentwicklung begründet 
werden, stützen sich nicht auf die erkennbaren Prä-
ferenzverschiebungen bei den Mitgliedstaaten, son-
dern vor allem auf makroökonomisch optimierte 
Policy-Designs. In solchen, an strikter Sachrationalität 
orientierten Modellen werden langfristige Trans-
formationspfade für das europäische Energiesystem 
entworfen, die außerordentlich hohe Wirkung von 
genuin politischen Rationalitäten in der EU wird 
dabei jedoch übersehen. Transformationskonzepte mit 
strikten targets and timetables setzen eine langfristig 
konsistente Politikgestaltung voraus, wie sie in der 
Praxis nicht einmal annähernd vorzufinden ist. Ein 
primär auf makroökonomische Modellierungen ge-
stützter Energie- und Klimadiskurs mündet dem-
entsprechend häufig in politische Fehlperzeptionen. 
Regelmäßig wird die Fachöffentlichkeit durch die Er-
gebnisse komplexer intergouvernementaler Verhand-
lungsprozesse überrascht, weil zweit-, dritt- und viert-
beste Politikszenarien zuvor kaum einmal detailliert 
durchgespielt wurden. 
Diese Studie wählt bewusst einen anderen Weg. Der 
Entscheidungsprozess wird primär aus der Perspektive 
der Verhandler analysiert. Im Zuge der Untersuchung 
werden nicht nur Faktoren der Präferenzbildung bei 
den Mitgliedstaaten gewichtet, sondern auch prozedu-
rale Aspekte des Verhandlungsprozesses berücksich-
tigt, die in der Energie- und Klimadebatte unterbelich-
tet bleiben. Auf diese Weise lässt sich das Tableau 
potentieller Verhandlungsergebnisse besser ausloten. 
Nicht zuletzt ermöglicht es dieser Ansatz auch, die 
Antizipationsfähigkeit aller Akteure und Stakeholder 
deutlich zu erhöhen. 
Da die Verhandlungen zwischen den Mitglied-
staaten noch am Anfang stehen und wohl erst nach 
dem Weltklimagipfel 2015 abgeschlossen werden, las-
sen sich die konkreten Ergebnisse des Prozesses selbst-
verständlich noch nicht exakt vorhersagen. Nur ein 
Teil der Mitgliedstaaten hat bereits klare Präferenzen 
geäußert, viele verhalten sich bislang bewusst abwar-
tend. Daran werden auch die für Ende Januar 2014 zu 
erwartenden Vorschläge der Kommission zunächst 
wenig ändern. Das Europäische Parlament kommt 
ohnehin erst dann ins Spiel, wenn die Staats- und 
Regierungschefs die Oberziele festgelegt haben und es 
im Rahmen konkreter Gesetzgebungsverfahren gilt, In-
strumente wie den Emissionshandel neu zu justieren. 
Aus deutscher Sicht ist es notwendig, sich bereits 
frühzeitig mit der vom Europäischen Rat zu treffen-
den Grundsatzentscheidung zu befassen, insbesondere 
mit der Architektur, den Ambitionsniveaus und dem 
Zeithorizont der zentralen energie- und klimapoliti-
schen Ziele der EU. Aufgabe der vorliegenden Studie 
ist deshalb nicht nur, die Grundelemente denkbarer 
Verhandlungskompromisse aufzuzeigen, sondern 
auch zu analysieren, wie diese Elemente miteinander 
verknüpft und im Detail ausgestaltet werden können. 
Aus heutiger Sicht ist es sehr wahrscheinlich, dass 
die 28 Staats- und Regierungschefs ein lediglich mode-
rates Emissionsminderungsziel beschließen werden. 
Zudem dürfte kaum ein Konsens darüber herzustellen 
sein, das bislang für den gesamten Energiesektor 
geltende Erneuerbaren-Ausbauziel fortzuführen. Die 
Auswirkungen eines solchen Verhandlungsergebnisses 
auf die deutsche Energiewende wären größer, als es 
hierzulande wahrgenommen wird. Denn im Kontext 
einer europäisierten Klimapolitik und einer zuneh-
menden Integration der Strom- und Gasmärkte kann 
sich Deutschland nur noch bedingt von unliebsamen 
Entwicklungen auf EU-Ebene abkoppeln. Nicht nur die 
deutschen Erneuerbaren-Ziele könnten unter Anpas-
sungsdruck geraten. Sollte die EU ihren Ehrgeiz beim 
Klimaschutz bremsen und der Preis für Emissions-
zertifikate niedrig bleiben, werden sich auch die im 
Rahmen der Energiewende gesetzten Emissionsminde-
rungsziele kaum noch einhalten lassen. 
Wenn die Bundesregierung dieser Herausforderung 
wirksam begegnen will, muss sie sich stärker auf 
EU-Ebene engagieren. Sie wird jedoch nur dann erfolg-
reich agieren können, wenn sie zuvor klärt, wie sie 
sich die Ausgestaltung der europäischen Dimension 
der Energiewende vorstellt, welche Strategie sie mit-
tels einer »Energiewende-Europapolitik« zukünftig ver-
folgen will. Angesichts der komplexen Verhandlungs-
konstellation im EU-Rahmen und des immer noch 
breiten Energiewende-Konsenses ist es naheliegend, 
einen relativ pragmatischen Ansatz zu wählen. In 
dessen Zentrum würde das Bestreben stehen, die 
Energiewende europapolitisch so zu flankieren, dass 
das nationale Leuchtturmprojekt nicht durch europäi-
sche Entwicklungen konterkariert wird. In den EU-Ver-
handlungen müsste sich die Bundesregierung dem-
entsprechend darauf konzentrieren, zu einer Ver-
einbarung zu gelangen, die sowohl ein ehrgeiziges 
Emissionsminderungsziel als auch ein verbindliches 
Erneuerbaren-Ziel im Stromsektor umfasst. 








Struktur des Verhandlungs- und Entscheidungsprozesses 
 
Als Rechtsgemeinschaft von 28 Mitgliedstaaten ist die 
EU wie kaum eine andere internationale Organisation 
durch komplexe institutionelle Strukturen und ver-
traglich geregelte Modi der Politikgestaltung geprägt. 
Um ermitteln zu können, welche Verhandlungsergeb-
nisse bei der Neuformulierung des energie- und klima-
politischen Rahmens für die Zeit nach 2020 plausibel 
und wahrscheinlich sind, ist es notwendig, sich zu-
nächst einigen prozeduralen Fragen, den expliziten 
wie impliziten Regeln im Verhandlungs- und Ent-
scheidungsprozess und den politikfeldspezifischen 
Pfadabhängigkeiten zu widmen. 
Während der Gesetzgebungsprozess in der EU 
primärrechtlich bis ins Detail festgelegt ist, unter-
liegen strategische Grundsatzentscheidungen weniger 
stark vorstrukturierten Verfahren. Die Klärung von 
strategischen Grundsatzfragen der EU wird stets durch 
den Europäischen Rat vorgenommen. Weitgehend 
unabhängig von den Vorarbeiten der Kommission 
bestimmt der Gipfel der 28 Staats- und Regierungs-
chefs sowohl über die Inhalte als auch den Zeitpunkt 
seiner Entscheidungen selbst, und dies stets einstim-
mig.1
 
1  So heißt es in Artikel 15 (1) des EU-Vertrags (EUV): »Der 
Europäische Rat gibt der Union die für ihre Entwicklung 
erforderlichen Impulse und legt die allgemeinen politischen 
Zielvorstellungen und Prioritäten hierfür fest. Er wird nicht 
gesetzgeberisch tätig.« In Absatz 4 wird ausgeführt: »Soweit in 
den Verträgen nicht anders festgelegt, entscheidet der Euro-
päische Rat im Konsens.« Diese Formulierung ermöglicht es 
trotz des Einstimmigkeitsgebots, eine Entscheidung auch 
dann herbeizuführen, wenn Mitglieder des Europäischen 
Rats sich enthalten oder nicht anwesend sind, siehe auch 
Artikel 235 (1) des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union (AEUV). 
 Im anschließenden ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahren besitzt die EU-Kommission hingegen das 
Initiativrecht. Sie unterbreitet den Fachministerräten 
und dem Europäischen Parlament konkrete Vorschlä-
ge, über die diese nach den jeweiligen Mehrheits-
regeln abstimmen, bis eine Einigung über neue Richt-
linien, Verordnungen oder Entscheidungen gelingt. 
Diese Zweiteilung des Politikgestaltungsprozesses – 
intergouvernementale Strategieentscheidung gefolgt von 
vergemeinschaftetem Gesetzgebungsverfahren – ist in 
vielen EU-Politikfeldern seit Jahren gängige Praxis. Sie 
wird auch bei der Neugestaltung des energie- und 
klimapolitischen Politikrahmens für die Zeit nach 
2020 zur Anwendung kommen.2
Für die nun anstehenden Post-2020-Verhandlungen 
hat die EU-Kommission bereits seit 2011 umfangreiche 
Vorarbeiten geleistet, während sich die Mitgliedstaaten 
lange Zeit nur sehr zurückhaltend äußerten, wodurch 
in der energie- und klimapolitischen Fachöffentlich-
keit bisweilen der Eindruck entstand, die Kommission 
sei der zentrale Akteur in diesem Prozess. Den Auftakt 
der Debatte bildeten drei bis ins Jahr 2050 reichende 
Langfristfahrpläne (Roadmaps) der Kommission.
 
3 Aus-
gehend von einem übergreifenden Fahrplan für eine 
kohlenstoffarme Wirtschaft (Low-Carbon Economy Road-
map) untersuchte die Kommission sowohl für den 
Energie- als auch speziell für den Transportbereich, 
wie sich ehrgeizige Emissionsminderungsziele bis 
zum Jahr 2050 umsetzen ließen und welche Zwischen-
ziele für 2030 und 2040 jeweils angemessen wären. 
Dass sich die Fachministerräte in der Folgezeit nicht 
einmal auf rechtlich unverbindliche Schlussfolgerun-
gen zu den einzelnen Roadmaps einigen konnten, 
wurde in erster Linie der skeptischen Haltung der 
polnischen Regierung zugeschrieben, die Ratsschluss-
folgerungen mit ihrem Veto verhinderte.4
 
2  Dabei ist es wichtig zu unterscheiden, dass der Europäische 
Rat die Strategie zwar definiert und bestimmt, aber nicht für 
ihre Umsetzung verantwortlich ist. Peter Ludlow bringt es 
mit Blick auf den März-Gipfel 2007, bei dem erstmals eine 
integrierte EU-Energie- und -Klimapolitik beschlossen wurde, 
treffend auf den Punkt: »A good European Council generates 
work. A poor one induces lethargy«, Peter Ludlow, »A View on 
Brussels: A Tale of Two Councils«, in: Eurocomment Briefing Note, 
5 (März 2007) 1/2, S. 3. 
 Dem-
entsprechend agierte die Kommission im nächsten 
Schritt ein wenig vorsichtiger. Im März 2013 veröffent-
lichte sie ein stärker an den Präferenzen der Mitglied-
staaten orientiertes, aber immer noch auf den Analy-
3  Europäische Kommission, Fahrplan für den Übergang zu einer 
wettbewerbsfähigen CO2-armen Wirtschaft bis 2050, KOM(2011) 112, 
Brüssel, 8.3.2011; dies., Energiefahrplan 2050, KOM(2011) 885, 
Brüssel, 15.12.2011; dies., Weißbuch. Fahrplan zu einem einheit-
lichen europäischen Verkehrsraum – Hin zu einem wettbewerbsorien-
tierten und ressourcenschonenden Verkehrssystem, KOM(2011) 144, 
Brüssel, 28.3.2011.  
4  Vgl. Severin Fischer/Oliver Geden, Die »Energy Roadmap 2050« 
der EU: Ziele ohne Steuerung, Berlin: Stiftung Wissenschaft und 
Politik, Februar 2012 (SWP-Aktuell 8/2012). 








sen der Roadmaps basierendes Grünbuch zur Energie- 
und Klimapolitik bis 2030.5
Unter eigenständiger Gewichtung dieser Stellung-
nahmen erarbeiten die beiden federführend zuständi-
gen Generaldirektionen der Kommission (GD Energie 
und GD Klimapolitik) einen konkreten Vorschlag für 
einen Politikrahmen nach 2020 (etwa in Form eines 
Weißbuchs), ergänzt durch eine umfangreiche makro-
ökonomische Folgenabschätzung (Impact Assessment). 
Nach seiner Veröffentlichung – die bereits mehrfach 
verschoben wurde und nun für Anfang 2014 geplant 
ist – wird der Kommissionsvorschlag zwar zunächst als 
Referenzpunkt der Debatte dienen, das Verfahren 
selbst aber geht in diesem Moment in einen rein inter-
gouvernementalen Prozess über.
 Im Rahmen der mit dem 
Grünbuch eingeleiteten Stakeholder-Konsultation 
wurden über 500 Stellungnahmen eingereicht, 
darunter lediglich 14 von Regierungen der Mitglied-
staaten. 
6 Wann und über 
welche Fragen mit welcher inhaltlichen Ausrichtung 
entschieden wird, legen allein die Mitgliedstaaten 
fest. Die Verhandlungen werden zunächst fernab der 
Öffentlichkeit stattfinden, in den fachlich haupt-
zuständigen Arbeitsgruppen des Rates der Europäi-
schen Union und im Ausschuss der Ständigen Ver-
treter (AStV) der Mitgliedstaaten bei der EU. Strittige 
Punkte, die auf diesen Ebenen nicht geklärt werden 
können, werden den Ratstagungen der Energie- sowie 
der Umweltminister zur weiteren Aussprache vor-
gelegt. Die beiden Fachministerräte beschließen 
jeweils konsensuale Ratsschlussfolgerungen, stimmen 
sich in der Regel jedoch nicht untereinander ab.7
 
5  Europäische Kommission, Grünbuch. Ein Rahmen für die Klima- 
und Energiepolitik bis 2030, KOM(2013) 169, Brüssel, 27.3.2013. 
 Es ist 
also durchaus möglich, dass der Umweltministerrat in 
dieser Phase anspruchsvollere Ziele befürwortet als 
der Energieministerrat. Die Bereinigung etwaiger 
Differenzen zwischen den Ratsschlussfolgerungen 
übernimmt wiederum der AStV, der auch die Sitzun-
gen des Europäischen Rats vorbereitet und hierfür 
Schlussfolgerungsentwürfe formuliert. Die endgültige 
Grundsatzentscheidung über den energie- und klima-
politischen Rahmen für die Zeit nach 2020 fällt 
6  Der Kommission kommt ab diesem Zeitpunkt zwar keine 
Rolle in den Verhandlungen selbst zu. Aufgrund ihrer Kom-
petenzen im Rahmen des EU-Wettbewerbsrechts ist sie jedoch 
in der Lage, indirekten Druck auf die Regierungen der Mit-
gliedstaaten auszuüben.  
7  Daneben dürften auch noch weitere Fachformationen 
Stellung zum Kommissionsvorschlag beziehen, etwa der Rat 
für Wettbewerbsfähigkeit. 
schließlich den 28 Staats- und Regierungschefs im 
Europäischen Rat zu.  
Form und Umfang dieses Beschlusses stehen nicht 
von vornherein fest. Im Mittelpunkt des auf diese 
Weise vereinbarten Politikrahmens werden allgemei-
nere Ausführungen zur strategischen Prioritäten-
setzung der EU und die Festlegung von besonders 
herausgehobenen, quantifizierten Oberzielen stehen 
(Headline Targets), etwa für Emissionsminderungen, den 
Ausbau der Erneuerbaren oder zur Energieeffizienz. 
Ergänzend kommt möglicherweise ein Aktionsplan 
hinzu, um auch solche Themen adressieren zu kön-
nen, die sich nicht in exakt quantifizierten Oberzielen 
abbilden lassen, etwa die Energieaußenpolitik oder 
die Entwicklung des Energiebinnenmarkts. Bei der 
Entscheidung gilt in jedem Fall ein Einstimmigkeits-
gebot, das es vertragsrechtlich auch einem kleinen 
Staat wie Malta oder Zypern erlaubt, Beschlüsse mit 
einem Veto zu verhindern. Bei der Durchsetzung 
eigener Positionen spielen die Größe der Mitglied-
staaten und Allianzen, zu denen sie sich zusammen-
schließen, allerdings eine maßgebliche Rolle.8
Erst wenn diese Phase der Strategiebildung ab-
geschlossen ist, kann das Prozedere zur Ausarbeitung 
detaillierter Legislativvorschläge durch die Kommis-
sion beginnen. Im ordentlichen Gesetzgebungsverfah-
ren entscheiden Europäisches Parlament und der 
jeweils zuständige Fachmininisterrat dann schließlich 
über die konkrete Ausgestaltung der Beschlüsse der 
28 Staats- und Regierungschefs. Abweichungen von 
den strategischen Grundsatzentscheidungen sind da-




8  Die Bedeutung von Allianzen und Gruppenzugehörig-
keiten unter den Mitgliedstaaten hat zugenommen. Gleich-
zeitig hat sich die Bündnisbildung themenspezifisch weiter 
ausdifferenziert, vgl. Erik Jones/Anand Menon/Stephen 
Weatherill (Hg.), The Oxford Handbook of the European Union, 
Oxford 2012, dabei insbesondere die Aufsätze in: »Part IV: 
Member States (Cleavages)«, S. 249–320. 
 Da 
9  Dies lässt sich vor allem mit der Rolle des Europäischen 
Rats als »the EU’s Ultimate Political Authority« begründen 
(Jeffrey Lewis, »Council of Ministers and European Council«, 
in: Jones/Menon/Weatherhill [Hg.], Oxford Handbook [wie Fn. 8], 
S. 327). Dass geringfügige Modifikationen durchaus möglich 
sind, zeigt etwa der Umgang mit dem 2007 vom Europäischen 
Rat beschlossenen Unterziel zur Steigerung des Anteils von 
Biokraftstoffen im Verkehrssektor auf 10% bis 2020. Aufgrund 
der zunehmend negativen Berichterstattung über Biokraft-
stoffe und in Anbetracht der sich entwickelnden Perspektiven 
für die Elektromobilität entschied man sich im Zuge des 
Gesetzgebungsverfahrens zur Erneuerbare-Energien-Richt-
linie, diesen Zielwert 2009 neu zu definieren, nämlich als 
Anteil von 10% erneuerbarer Energien im Verkehrssektor. 








die Interpretationsspielräume bei den quantifizierten 
Oberzielen begrenzt sind10
Je detaillierter die Beschlüsse der Staats- und Regie-
rungschefs im Europäischen Rat ausfallen, desto 
weniger Spielraum haben die Akteure in den nach-
gelagerten Gesetzgebungsverfahren. Zugleich be-
deutet dies, dass die »Nicht-Entscheidung« über einen 
Sachverhalt oder eine bewusst eingesetzte Unschärfe 
bei der Formulierung von Zielen auch als eine Ver-
schiebung des Verhandlungsgegenstands in eine 
nachgelagerte Arena verstanden werden kann, mit 
dann veränderten Akteurskonstellationen und Ent-
scheidungsregeln.
 und diese erfahrungs-
gemäß anschließend auch die energie- und klimapoli-
tische Kommunikation der EU bestimmen, stehen die 






10  Ein vom Europäischen Rat beschlossener Prozentwert 
eines Oberziels – beispielsweise »40% Emissionsminderung 
bis 2030« – kann in der Regel nicht mehr verändert werden. 
Über regulatorische Präzisierungen ist es jedoch möglich, das 
ursprünglich intendierte (oder auch nur kommunizierte) 
Anspruchsniveau zu verändern. 
11  Vgl. George Tsebelis, »Bridging Qualified Majority and 
Unanimity Decisionmaking in the European Union«, in: 
Journal of European Public Policy, 20 (2013) 8, S. 1083–1103. 
Tsebelis argumentiert, dass durch die Wahl unspezifischerer 
Formulierungen während der Verhandlungen die Wahr-
scheinlichkeit für eine einstimmige Entscheidung erhöht 
werden kann. 








Präferenzbildung der Mitgliedstaaten 
 
Neben den prozeduralen Aspekten des Entscheidungs-
prozesses muss eine Analyse der Verhandlungen über 
den zukünftigen Politikrahmen auch die Präferenzen 
der maßgeblichen Akteure miteinbeziehen, der 
Regierungen der EU-Mitgliedstaaten. Hier kommen 
nicht nur grundlegende energie-, klima- und wirt-
schaftspolitische Interessenlagen und Problemwahr-
nehmungen zum Tragen, sondern auch die in der 
Europapolitik der Mitgliedstaaten stets virulente 
Frage, welche politischen Probleme überhaupt einer 
Bearbeitung auf EU-Ebene bedürfen. Einen nicht zu 
unterschätzenden Faktor für das Agieren der Regie-
rungen in den Post-2020-Verhandlungen bilden 
schließlich die bisherigen Erfahrungen mit einer 
integrierten europäischen Energie- und Klimapolitik. 
Ausgangspunkt der Betrachtungen muss die 2007 
beschlossene EU-Energiestrategie sein.12 Die damals 
festgelegten »Headline Targets« von jeweils 20 Prozent 
für Emissionsminderungen, erneuerbare Energien 
und Energieeffizienz bis 2020 wirken bis heute 
diskursprägend, nicht nur wegen der eingängigen 
Formel »20-20-20-Ziele«, sondern auch aufgrund ihres 
herausgehobenen Rangs innerhalb der EU-Wirtschafts-
strategie Europa 2020.13 Vor allem aber konstituieren 
die Beschlüsse von 2007 auch prozedurale und inhalt-
liche Pfadabhängigkeiten, die die anstehenden Ver-
handlungen für den Politikrahmen nach 2020 stark 
beeinflussen werden.14
 
12  Rat der Europäischen Union, Europäischer Rat Brüssel, 
8./9. März 2007. Schlussfolgerungen des Vorsitzes, 2.5.2007, 
Dok. 7224/1/07 REV 1, S. 10–23. 
 
13  Dort bildet die 20-20-20-Zieltrias einen der fünf über-
greifenden Zielbereiche für Wachstum und Beschäftigung, 
vgl. Europäischer Rat, Tagung am 17. Juni 2010 – Schlussfolgerun-
gen, 17.6.2010, Dok. EUCO 13/10, S. 11f. 
14  Diese Pfadabhängigkeiten sind allerdings noch nicht so 
stark ausgeprägt wie etwa in den Verhandlungen über den 
EU-Haushalt, vgl. die instruktive Analyse von Peter Becker, 
Lost in Stagnation. Die Verhandlungen über den nächsten mehr-
jährigen Finanzrahmen der EU (2014–2020) und das Festhalten am 
Status quo, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, August 
2012 (SWP-Studie 18/2012). 
Veränderte Kontextfaktoren 
Der Gipfel des Europäischen Rates im März 2007 war 
im Vorfeld durch drei Entwicklungen geprägt, die für 
die Problemwahrnehmung der Mitgliedstaaten ent-
scheidend waren. Einen sehr starken Einfluss hatten 
die zunehmend auch medial vermittelten Bedrohun-
gen durch den Klimawandel. Höhepunkt dieser ver-
dichteten Meinungsbildungsphase war die Veröffent-
lichung des 4. Sachstandberichts des Weltklimarats 
2007. Bereits im Jahr zuvor hatte der von der briti-
schen Regierung in Auftrag gegebene Stern-Report die 
Aufmerksamkeit auf die ökonomische Dimension des 
Klimawandels gelenkt und somit maßgeblich zum 
Mainstreaming, das heißt zur Etablierung des Klima-
themas, in der EU beigetragen. Ein zweiter wichtiger 
Aspekt, der stark auf den Politikgestaltungsprozess 
einwirkte, war die Sorge der neuen Mitgliedstaaten in 
Mittel- und Osteuropa um die Sicherheit ihrer Öl- und 
Gasversorgung, insbesondere mit Blick auf Russland. 
Und drittens ging auch von der Preisentwicklung auf 
den internationalen Energiemärkten politischer Hand-
lungsdruck aus. Wenn auch die einzelnen Mitglied-
staaten diese Problemwahrnehmungen durchaus 
unterschiedlich gewichteten, so flossen sie doch alle 
in die Beschlussfassung des Europäischen Rates ein, 
die dementsprechend breit angelegt war. Mit dem 
damals neuartigen Ansatz einer »integrierten EU-
Energie- und Klimapolitik« sollten sowohl die ver-
sorgungssicherheitspolitischen Bedürfnisse der Regie-
rungen in Mittel- und Osteuropa adressiert als auch 
die eher nachhaltigkeitsorientierten Staaten der EU-15 
zufriedengestellt werden. Doch während die Bekennt-
nisse zum Aufbau einer gemeinsamen Energieaußen-
politik oder zur Vollendung des Energiebinnenmarkts 
nur als allgemein gehaltene Ankündigungen in den 
Energieaktionsplan integriert wurden, erhielten die 
Minderung der Emissionen, der Ausbau der Erneuer-
baren und das Einsparen von Energie den Status von 
(zum Teil rechtsverbindlichen) Oberzielen. Das hatte 









tigkeitsparadigma in der EU-Energiepolitik spürbar 
dominierte.15
Seitdem die EU-Staats- und Regierungschefs erst-
mals beschlossen haben, eine integrierte europäische 
Energie- und Klimapolitik zu entwickeln und dieses 
Projekt auch mit einigen symbolisch herausgehobe-
nen Mittelfristzielen zu versehen, sind erst wenige 
Jahre vergangen. Die grundlegende, aber in der 
alltäglichen Praxis weitgehend folgenlose Konsens-
formel, wonach die europäische Politik eine nach-
haltige, wettbewerbsfähige und sichere Energieversor-
gung anstreben solle, ist nach wie vor in Gebrauch. In 
der Debatte über einen neuen Politikrahmen stehen 
weiterhin die drei etablierten Oberziele im Mittel-
punkt und damit vor allem die Frage, ob – und falls ja, 
auf welchem Niveau – sich die EU für 2030 abermals 
auf Ziele zur Emissionsreduktion, zum Ausbau der 
Erneuerbaren und zur Steigerung der Energieeffizienz 
festlegen sollte. 
 
Dies ist nicht allein auf die politisch-administrati-
ven Pfadabhängigkeiten zurückzuführen, auf die noch 
näher einzugehen sein wird. Erklären lässt sich dies 
auch mit der konzeptionellen Einbettung der EU-
Energiepolitik, die seit 2007 als wichtigster Bestand-
teil eines umfassenden, klimapolitisch begründeten 
volkswirtschaftlichen Transformationsprojekts ver-
standen wird, an dessen Ende eine europäische Low-
Carbon Economy stehen soll. Alle relevanten Beschlüsse 
des Europäischen Rats formulieren die (rechtlich un-
verbindliche) Aspiration, bis zum Jahr 2050 eine Treib-
hausgasreduktion von 80 bis 95 Prozent zu erreichen, 
ein Zielkorridor, der seit dem 4. Sachstandsbericht des 
Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) als 
fairer Beitrag der Industrieländer zur Erfüllung des 
2-Grad-Ziels gilt. Die ebenfalls bis ins Jahr 2050 rei-
chenden Roadmaps der Kommission für Klima, Energie 
und Verkehr gehen von ähnlichen Grundannahmen 
aus, basieren jedoch auf der vom Europäischen Rat so 
nicht geteilten Annahme, dass die EU in jedem Fall 
eine Emissionsminderung von mindestens 80 Prozent 
anstreben sollte, ganz unabhängig vom Verhalten 
anderer Industrieländer.16
 
15  Vgl. Oliver Geden/Severin Fischer, Die Energie- und Klima-
politik der Europäischen Union. Bestandsaufnahme und Perspektiven, 
Baden-Baden 2008, S. 13ff; Severin Fischer, Auf dem Weg zur 
gemeinsamen Energiepolitik. Strategien, Instrumente und Politik-
gestaltung in der Europäischen Union, Baden-Baden 2011, S. 88ff. 
 Ein derart langfristig an-
gelegtes und hinsichtlich des Zeitpunkts und des 
Ausmaßes der Emissionsreduktionen schon sehr stark 
festgelegtes Transformationsprojekt lässt es durchaus 
16  Fischer/Geden, »Energy Roadmap 2050« [wie Fn. 4]. 
ratsam erscheinen, die dafür erforderlichen Konkre-
tisierungen frühzeitig und in Zehn-Jahres-Schritten 
vorzunehmen, und dies nicht etwa als Serie von Einzel-
entscheidungen, sondern mittels eines kohärenten 
Politikrahmens. 
In den vergangenen Jahren war es ausschließlich 
Polen, das diesen Ansatz offensiv kritisiert hat, am 
offensichtlichsten bei der Verhinderung von Rats-
beschlüssen zu den Roadmaps der Kommission. Doch 
selbst Polen stellt die Notwendigkeit einer europäi-
schen und globalen Emissionsreduktionspolitik nicht 
grundsätzlich in Frage. Es negiert auch nicht die in 
diesem Kontext herausragende Bedeutung des Energie-
sektors.17 Im Zentrum der polnischen Kritik, die in-
zwischen auch von vielen anderen mittel- und ost-
europäischen Mitgliedstaaten geteilt wird, stehen das 
Ausmaß der unilateralen Vorleistungen der EU und 
die angestrebte Transformationsgeschwindigkeit. In 
diesen Punkten fordert man eine stärkere Berücksich-
tigung der wirtschaftlichen Situation in den einzelnen 
Mitgliedstaaten. Die Regierungen der aus Polen, Tsche-
chien, der Slowakei und Ungarn bestehenden Visegrád-
Gruppe messen dem Energiepreisniveau oder heimi-
schen fossilen Ressourcen ein vergleichsweise höheres 
Gewicht zu. Das manifestiert sich aber in der Regel 
nicht darin, dass sie ergänzende »Headline Targets« in 
den Bereichen Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungs-
sicherheit18
 
17  Die energiebedingten Emissionen haben einen Anteil von 
ca. 80% am gesamten Treibhausgasausstoß der EU. Die Kom-
mission schlägt in ihren Roadmaps vor, dass die Emissionen 
des Energiesektors bis 2050 um überdurchschnittliche 85% 
gesenkt werden sollen, die Emissionen des Stromsektors gar 
um ca. 95%. 
 fordern würden – und das, obwohl diese 
beiden Aspekte mit dem energiepolitischen Sonder-
gipfel des Europäischen Rats im Mai 2013 auch auf der 
offiziellen EU-Agenda wieder deutlich nach oben ge-
18  Manche der bislang in die Diskussion eingebrachten Ziel-
vorstellungen lassen sich zwar quantifizieren (z.B. Ausbau-
stand der grenzüberschreitenden Infrastruktur, Energiepreis-
differenzen gegenüber anderen Industrie- und Schwellen-
ländern oder Grad der Importabhängigkeit), eignen sich 
jedoch nicht als rechtsverbindliche, sondern allenfalls als 
indikative Ziele, da sie sich nicht oder nur sehr schwer in 
Instrumente übersetzen lassen, mit denen eine treffsichere 
Regulierung der europäischen Energiemärkte möglich wäre. 
Auch wenn die entsprechenden Ziele lediglich indikativ 
wären, käme die Kommission nicht umhin, zu deren Um-
setzung Rechtsakte vorzuschlagen, die sehr weitgehende 
staatliche Eingriffe in die Energiemärkte mit sich brächten. 
Selbst wenn ihr das in europarechtskonformer Weise gelän-
ge, wären entsprechende Regelungen in Rat und Parlament 
wohl kaum mehrheitsfähig. 









In konzeptioneller Hinsicht beschränken sich die 
mittel- und osteuropäischen Mitgliedstaaten zwar 
darauf, das europäische Transformationsmodell um 
zusätzliche Umsetzungsbedingungen anzureichern. 
In der politischen Praxis läuft dies jedoch stets auf die 
Forderung hinaus, bei der Entscheidung über mittel-
fristige EU-Ziele Vorsicht walten zu lassen. Stillschwei-
gende Unterstützung erhalten sie dabei auch von den 
Krisenstaaten im Süden der Union, deren politisches 
Interesse sich derzeit sehr viel stärker auf eine wirt-
schaftliche Erholung als auf eine ökologische Wende 
konzentriert. Früher oder später wird dies Konsequen-
zen für das Transformationskonzept der EU haben. 
Der mit der Formel »80–95 Prozent bis 2050« erhobene 
Anspruch einer zügigen und planvoll gesteuerten 
Dekarbonisierung wird sich nur dann aufrechterhalten 
lassen, wenn der energie- und klimapolitische Politik-
rahmen der EU bis 2030 ein Mindestmaß an Kohärenz 
erreicht und insbesondere das Emissionsminderungs-
ziel relativ anspruchsvoll ausfällt. 
 Ihre Bemühungen richten sich vielmehr 
darauf, das Paradigma einer ökologisch nachhaltigen 
Transformation abzuschwächen. 
Pfadabhängigkeiten und Erfahrungen mit 
EU-Instrumenten 
Die Antwort auf die Frage, welche Schlüsse die Mit-
gliedstaaten aus den bisherigen Erfahrungen mit 
einer integrierten Energie- und Klimapolitik ziehen, 
ist eng damit verknüpft, wie die EU-Partner die Imple-
mentierung der drei im Jahr 2007 erstmals beschlos-
senen »Headline Targets« aufgenommen haben und 
beurteilen.20
 
19  Europäischer Rat, Tagung vom 22. Mai 2013 – Schlussfolgerun-
gen, Brüssel, 23.5.2013, Dok. EUCO 75/1/13 REV 1, S. 1–5; vgl. 
dazu auch Peter Ludlow, »Energy and Taxation – The Europe-
an Council of 22 May«, in: Eurocomment Preliminary Observation 
3/2013. 
 Anders als bei den Debatten im Vorfeld 
der Beschlussfassung 2007, als noch kaum Erfahrungs-
werte in diesen Bereichen vorlagen, beeinflussen die 
praktischen Erkenntnisse beim Umgang mit Zielset-
20  Vgl. Severin Fischer/Oliver Geden, Strategiediskussion in der 
EU-Energie- und Klimapolitik. Neue Ziele für die Zeit nach 2020, 
Berlin: Friedrich-Ebert-Stiftung, Februar 2013, S. 3ff. Für ein 
ausführliches Monitoring der Fortschritte der einzelnen 
Mitgliedstaaten bei der Erfüllung der 2020-Ziele vgl. Euro-
pean Environment Agency, Trends and Projections in Europe 2013. 
Tracking Progress towards Europe’s Climate and Energy Targets until 
2020, Kopenhagen 2013. 
zungen und Instrumenten die Präferenzbildung in-
zwischen weitaus stärker. 
Emissionsminderungen 
Weil die europäische Wirtschaftsleistung infolge der 
Krise abgenommen hat, ist das Ziel, die Treibhausgas-
emissionen bis 2020 (im Vergleich zu 1990) um 20 Pro-
zent zu mindern, sehr viel schneller in erreichbare 
Nähe gerückt, als 2007 noch vermutet. Ende 2012 war 
bereits eine Reduktion von 18 Prozent erreicht. Es 
besteht schon deshalb kaum ein Zweifel daran, dass 
die EU nach 2020 ein Emissionsminderungsziel bei-
behalten wird. Stark umstritten dürfte allerdings 
dessen Höhe sein. Negative Erfahrungen sind beim 
Klimaschutz vor allem mit dem letztlich gescheiterten 
Versuch verbunden, eine Verschärfung des Ziels für 
2020 auf 30 Prozent in Aussicht zu stellen, falls andere 
Industrie- und Schwellenländer ähnliche Verpflich-
tungen eingehen. Der Vorstoß einiger nord- und west-
europäischer Mitgliedstaaten unter Führung Groß-
britanniens, trotz des enttäuschenden VN-Klimagipfels 
von Kopenhagen 2009 eine ebensolche Anhebung der 
Marke auf 30 Prozent durchzusetzen, scheiterte am 
offenen Veto Polens, das in seiner Haltung von vielen 
ostmitteleuropäischen Mitgliedstaaten unterstützt 
wird. Der Umstand, dass die EU ihr Minderungsziel 
für 2020 wohl nicht mehr anpassen wird, obwohl es 
schon nahezu erreicht ist, zeigt nicht zuletzt, dass 
einmal getroffene Zielentscheidungen im Europäi-
schen Rat wegen des Einstimmigkeitsgebots später 
kaum noch nachjustiert werden können, selbst bei 
dramatisch veränderter Ausgangslage. 
Eine ähnliche Problematik ist beim EU-Emissions-
handelssystem (ETS) zu beobachten, dem seit 2013 
vollständig europäisierten Instrument, das etwa die 
Hälfte des europäischen Treibhausgasausstoßes er-
fasst21
 
21  Die Emissionsminderungen in den nicht vom ETS erfass-
ten Sektoren (z.B. Straßenverkehr, Landwirtschaft, Gebäude, 
Dienstleistungen) werden bis 2020 über national differieren-
de Zielvorgaben gesteuert, die sich an der Wirtschaftskraft 
der Mitgliedstaaten orientieren. 
 und lange als Aushängeschild der EU-Klima-
politik galt. Die unter anderem auch rezessions-
bedingte Überausstattung mit Zertifikaten und der 
damit verbundene Preisverfall haben fast jegliche 
Steuerungswirkung des ETS zum Erliegen gebracht. 
Eine tiefgreifende strukturelle Reform ist aufgrund 
starker Widerstände im Ministerrat für die bis 2020 
laufende 3. Handelsperiode nicht zu erwarten. Viele 








der klimapolitisch ambitionierten Mitgliedstaaten 
hoffen deshalb, dass die frühzeitige Einigung auf ein 
anspruchsvolles Emissionsminderungsziel für 2030 
preisstabilisierend wirken kann. Zwar sehen die klima-
politisch weniger ehrgeizigen Staaten Mittel- und 
Osteuropas eine deutliche Steigerung des Ambitions-
niveaus sehr skeptisch. Den Emissionshandel selbst 
aber werten sie als effizientes regulatorisches Instru-
ment, das auch in Zukunft beibehalten werden sollte. 
Erneuerbare Energien 
Anders als die Emissionsminderungspolitik ist der 
Ausbau der erneuerbaren Energien nach wie vor fast 
komplett nationalstaatlich organisiert. So gibt es zwar 
das EU-Ziel, den Anteil der Erneuerbaren am Brutto-
endenergieverbrauch auf 20 Prozent zu erhöhen, doch 
dieser Durchschnittswert wird in stark differierende 
nationale Ausbauziele aufgelöst, die sich zwischen 
10 Prozent (Malta) und 49 Prozent (Schweden) be-
wegen.22 Abgesehen von der Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten, die Kommission regelmäßig über ihre 
nationalen Maßnahmen zu informieren, kommt bei 
der Erneuerbaren-Förderung bislang kein genuin euro-
päisches Instrumentarium zum Einsatz. Im Unter-
schied zur Emissionshandelsrichtlinie, die schon in 
ihrer seit 2009 gültigen Fassung Regeln für die Zeit 
nach 2020 festlegt und somit dem Willen der EU Aus-
druck verleiht, Klimaschutz als langfristige Aufgabe 
zu begreifen, endet der Zielhorizont der Erneuerbaren-
Richtlinie im Jahr 2020. Die Frage, ob es auch nach 
2020 ein verbindliches Erneuerbaren-Ausbauziel 
geben soll, ist völlig offen. Die Erfahrungen mit der 
Ausbaupolitik bis 2020 sind für viele Mitgliedstaaten 
ein zentraler Faktor ihrer Positionierung. Zwar kommt 
der letzte Fortschrittsbericht der Kommission zu dem 
Schluss, dass das 20-Prozent-Ziel bei linearer Fortset-
zung des bisherigen Ausbaupfads (Stand 2011: 13%) 
erreicht werden könnte.23
 
22  Das Ziel für Deutschland beträgt 18% und liegt damit 
unter dem Durchschnitt. 
 Doch die nationalen Ent-
wicklungen driften bereits erkennbar auseinander. 
Während Deutschland, Österreich, die skandinavi-
schen und auch die baltischen Mitgliedstaaten ihre 
Ausbauziele mit hoher Wahrscheinlichkeit erreichen 
dürften, wird dies einer Reihe von Mitgliedstaaten 
sehr schwerfallen. In vielen Ländern Süd- und Mittel-
23  Europäische Kommission, Fortschrittsbericht »Erneuerbare 
Energien«, KOM(2013) 175, Brüssel, 27.3.2013. 
osteuropas wurden die Fördersysteme in den vergan-
genen Jahren entweder aufgrund innenpolitischer 
Prioritätenverschiebungen stark eingeschränkt, oder 
aber sie fielen den Konsolidierungszwängen infolge 
der Wirtschafts- und Finanzkrise zum Opfer. Sollte 
sich in den kommenden Jahren abzeichnen, dass diese 
Mitgliedstaaten ihr nationales Ziel verfehlen werden 
und ihnen ein Vertragsverletzungsverfahren durch 
die Kommission droht, dürfte der Anreiz, ein verbind-
liches Erneuerbaren-Ziel für die Zeit nach 2020 zu 
formulieren, weiter sinken. 
Energieeffizienz 
Das schwächste der drei im März 2007 formulierten 
»Headline Targets« war von Beginn an das Energie-
effizienzziel. Im Gegensatz zu den beiden anderen 
20-Prozent-Zielen wurde der Beschluss, die Energie-
effizienz bis zum Jahr 2020 um 20 Prozent zu steigern, 
von den Staats- und Regierungschefs nicht als rechts-
verbindlich aufgefasst, sondern lediglich als indika-
tiver Richtwert. Damit ging einher, dass die Implika-
tionen der Zielformel selbst sehr undurchsichtig 
blieben, weil die Steigerung der Energieeffizienz als 
relative Energieeinsparung definiert wurde. Was die 
Staats- und Regierungschefs 2007 vereinbarten, war 
eine Reduzierung des für 2020 prognostizierten Verbrauchs 
um 20 Prozent – wobei die Kommission erst 2010 
konkretisierte, auf welche Vorhersagen sich dieser 
Beschluss eigentlich bezog. Die Entwicklung des EU-
Energieverbrauchs zeigt zwar eine leicht rückläufige 
Tendenz, diese ist aber im Wesentlichen rezessions-
bedingt und nur in geringem Maße auf Effizienzstei-
gerungen zurückzuführen. Dass das 20-Prozent-Ziel im 
Jahr 2020 erreicht werden kann, ist nicht zu erwarten. 
Sieht man einmal von Dänemark ab, hat sich das Inter-
esse der Mitgliedstaaten an europarechtlich verpflich-
tenden Effizienzerhöhungs- oder gar Energieeinspar-
maßnahmen im Verlauf der letzten Jahre als äußerst 
gering erwiesen, was sich nicht zuletzt an den schlep-
penden Verhandlungen zur Neufassung der Energie-
effizienzrichtlinie ablesen lässt. Der Wunsch nach 
einer neuerlichen Zielformulierung auf EU-Ebene hält 
sich in diesem Bereich dementsprechend in Grenzen, 
zumal in einem solchen Fall mit vermehrten Kommis-
sionsinitiativen zu rechnen wäre, selbst wenn das 
Oberziel abermals indikativ ausfiele. Für die mittel- 
und osteuropäischen Mitgliedstaaten ist eine Steige-
rung der Energieeffizienz zwar deutlich leichter zu 
erreichen als für die fortgeschrittenen Volkswirtschaf-








ten Nord- und Westeuropas. Eine Effizienzdefinition, 
die ein Sinken des absoluten Energieverbrauchs 
voraussetzt, wird inzwischen jedoch gemeinhin als 
wachstumshemmend aufgefasst. Dies bedeutet keines-
wegs, dass die Energieeffizienz in der zukünftigen 
EU-Energiepolitik keine Rolle mehr spielen wird. Die 
meisten Mitgliedstaaten eint jedoch das Bestreben, 
sich möglichst große nationale Handlungsspielräume 
zu erhalten. 
Wie die Regierungen der Mitgliedstaaten die Erfol-
ge und Misserfolge bei der Umsetzung der Energie-
strategie aus dem Jahr 2007 bewerten, wird eine wich-
tige Rolle in den Post-2020-Verhandlungen spielen. 
Dieser Erfahrungshorizont unterscheidet den nun 
eingeleiteten Prozess deutlich von seinem Vorläufer, 
der zu den Beschlüssen der Staats- und Regierungs-
chefs im März 2007 führte. Die Mitgliedstaaten haben 
nun mehr als eine nur theoretische Vorstellung davon, 
welche Rolle quantifizierte »Headline Targets« im 
Alltag einer integrierten EU-Energie- und Klimapolitik 
tatsächlich spielen und wie diese sich zu eher all-
gemein formulierten Zielvorgaben wie der »Voll-
endung des Energiebinnenmarkts« verhalten. Letztere 
wird vom Europäischen Rat zwar immer für ein kon-
kretes Jahr angekündigt (zuletzt für 2014), regulato-
risch lässt sich die Implementierung eines derart kom-
plexen wie unkonkreten Ziels aber nicht mit einigen 
wenigen Maßnahmen herbeiführen. Wichtiger noch 
ist der Lernprozess, den die Regierungen bei der 
Anwendung des politischen Instrumentariums der 
EU-Energie- und Klimapolitik vollzogen haben. Dies 
betrifft etwa die Wirkungsmechanismen des Emis-
sionshandels auf dem Strommarkt, den Umgang mit 
den Ausbauverpflichtungen, die sich aus der Erneuer-
bare-Energien-Richtlinie ergeben, oder auch die Fülle 
an Implementierungsforderungen, die die Kommis-
sion selbst aus einem nur indikativen EU-Energie-
effizienzziel ableitet. 
Waren insbesondere die mittel- und osteuropäi-
schen Staaten noch relativ unerfahren im Umgang 
mit EU-Instrumenten und deren Folgewirkungen, als 
2007 die Zielsetzungen für 2020 ausgehandelt wur-
den, so artikulieren sie ihre Interessen und Positionen 
inzwischen weitaus deutlicher und präziser, zumal 
die meisten Regierungen dieser Länder mittlerweile 
selbst nationale Energiestrategien entworfen haben. 
Wenn auf EU-Ebene Vorschläge unterbreitet werden, 
so untersuchen sie diese nun eingehend auf den Grad 
an Kompatibilität mit ihren nationalen Planungen 
hin – und nicht etwa umgekehrt. Dementsprechend 
sind sie auch nicht so sehr an gesamteuropäischen 
Folgeabschätzungen interessiert. Stattdessen fordern 
sie in der Regel detaillierte nationale »Impact Assess-
ments«. Für die Verhandlungen über Post-2020-Ziele 
besteht deshalb die Gefahr einer Überfrachtung des 
Prozesses mit genuin nationalen Fragestellungen, die 











Zentrale Elemente eines Verhandlungskompromisses 
 
Betrachtet man den Prozess einer Festlegung des EU-
Politikrahmens für die Zeit nach 2020 aus der Sicht 
der mitgliedstaatlichen Verhandler, so sind es vor 
allem drei Dimensionen, die sie im Blick haben wer-
den.24
Der wichtigste Kontextfaktor für den Prozess der 
innereuropäischen Entscheidungsfindung ist der Fahr-
plan der VN-Klimaverhandlungen. Der maßgebliche 
Fixpunkt ist hier der Klimagipfel Ende 2015 in Paris, 
die 21. Vertragsstaatenkonferenz (COP 21) der 
VN-Klimarahmenkonvention (UNFCCC). Dort soll, 
gemäß dem 2011 in Durban vereinbarten Verhand-
lungszeitplan, ein Weltklimaabkommen beschlossen 
werden, das alle Industrie- und Schwellenländer ein-
bezieht und dessen Ambitionsniveau dem internatio-
nal bereits vereinbarten 2-Grad-Ziel entspricht. Da die 
EU ihre Emissionsminderungspolitik nicht nur als 
Selbstzweck begreift, sondern damit vor allem ein 
globales Problem adressiert, und da der Ansatz einer 
unilateralen klimapolitischen Vorreiterstrategie zu-
gleich nicht mehr von allen Mitgliedstaaten unter-
stützt wird, müssen sich die Europäer zunächst dar-
über abstimmen, in welchem Verhältnis die EU-inter-
nen Entscheidungen zum VN-Prozess stehen sollen. 
 Im Zentrum der Diskussion wird die grund-
legende europäische Zielarchitektur stehen, also die 
Frage, welche Art von Zielen sich die EU überhaupt 
noch setzen will. Nicht minder relevant wird die Frage 
nach der konkreten Ausgestaltung der »Headline-Targets« 
sein, etwa hinsichtlich des Ambitionsniveaus oder der 
inneren Struktur der ausgewählten Ziele. Auch der 
Zeithorizont der Zielbestimmungen könnte noch zu einem 
wichtigen Verhandlungsgegenstand werden, obwohl 
das Jahr 2030 bislang unstrittig scheint. Wie die zen-
tralen Elemente eines Kompromisses schließlich aus-
sehen werden, hängt nicht zuletzt von der Grundstruk-
tur des Verhandlungsergebnisses ab, also von der Frage, ob 
sich der Europäische Rat abermals auf ein umfassen-
des Gesamtpaket einigen kann oder eine Serie von 
Einzelentscheidungen bevorzugen wird (siehe Über-
sicht, S. 16). 
 
24  Diese Dimensionen sind primär als analytische Katego-
rien zu verstehen. In der Verhandlungspraxis werden sie 
nicht separat als sauber voneinander getrennte Gegenstände 
bearbeitet werden. 
Will man sich bereits vor der COP 21 auf unilaterale 
Reduktionsverpflichtungen festlegen, um ein positives 
Signal für die internationalen Verhandlungen aus-
zusenden? Oder will man zunächst die Ergebnisse der 
COP 21 abwarten und zuvor lediglich ein konditio-
niertes Ziel formulieren, an das man sich nur für den 
Fall gebunden fühlt, dass ein anspruchsvoller und die 
wichtigsten Industrie- und Schwellenländer bindender 
VN-Vertrag zustande kommt? Oder will man wie 2007, 
zwei Jahre vor der dann gescheiterten COP 15 in Kopen-
hagen, wieder beide Ansätze miteinander kombinie-
ren? 
Je später der Europäische Rat zu einer endgültigen 
Entscheidung kommt, desto weniger ehrgeizig dürfte 
das europäische Emissionsminderungsziel ausfallen. 
Begründet werden dürfte dies damit, dass eine deut-
liche Steigerung des Ambitionsniveaus bei einem nur 
kurzen zeitlichen Vorlauf wirtschaftlich nicht ver-
kraftbar sei. Nach dem enttäuschenden Ergebnis des 
Klimagipfels in Warschau (COP 19) ist nicht mehr 
davon auszugehen, dass der Pariser Gipfel 2015 zu 
einem Abkommen führen wird, das man gemessen an 
den in Durban 2011 formulierten Kriterien als Erfolg 
wird bezeichnen können. Dies wirkt sich bereits jetzt 
erkennbar auf das Erwartungsmanagement seitens der 
EU-Mitgliedstaaten aus, und dies in einer nur auf den 
ersten Blick paradox erscheinenden Weise: Die enorme 
Bedeutung eines umfassenden und anspruchsvollen 
VN-Klimavertrags wird von denjenigen, die in der 
EU-Klimapolitik gewöhnlich als »Bremser« auftreten, 
inzwischen weitaus stärker betont als von jenen 
Mitgliedstaaten, die sich üblicherweise für ehrgeizige 
europäische Klimaziele einsetzen. Sollten die Ergeb-
nisse des Weltklimagipfels 2015 in der europäischen 
Öffentlichkeit als Scheitern aufgefasst werden, darf 
die von der Visegrád-Gruppe erhobene Forderung, dass 
die EU ihre Vorreiter-Ambitionen aus wirtschaftlichen 
Gründen zügeln sollte, auf größere Resonanz hoffen. 
Zielarchitektur 
Bislang werden unter den Mitgliedstaaten fast aus-
schließlich solche Zielarchitekturen diskutiert, die 
sich aus dem bisherigen Pool an »Headline Targets«









Zentrale Elemente eines Verhandlungskompromisses 

















 »domestic« oder mit 
Offsets? 
 unilateral und/oder 
konditional? 
 Verteilung zwischen 
ETS und Nicht-ETS-
Sektoren 




 Nationale Ziele oder 
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 Anteil am Gesamtenergie-
verbrauch oder Beschrän-
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Gesamtpaket oder sequenzielle Einzelentscheidungen? 
 
speisen. Am weitaus größten fällt der Konsens hinsicht-
lich der Fortschreibung eines Emissionsminderungs-
ziels aus. Beim Erneuerbaren-Ziel findet sich neben 
einigen Befürwortern und einer stattlichen Anzahl 
indifferenter Mitgliedstaaten auch eine nicht zu ver-
nachlässigende Gruppe expliziter Gegner. Am weitaus 
schwächsten fällt die Unterstützung für ein neues Ziel 
zum effizienteren Energieeinsatz aus.25
 
25  Die bislang vorliegenden öffentlichen Stellungnahmen 
der Mitgliedstaaten sind größtenteils im Rahmen der Konsul-
tation zum Grünbuch der Kommission abgegeben worden 
(verfügbar unter <http://ec.europa.eu/energy/consultations/-
20130702_green_paper_2030_en.htm>, »Public consultation«, 
»Contributions«, Zip-Ordner »Public authorities«, Verzeichnis 
»MS«, Zugriff am 12.12.2013). Allerdings hat sich etwa die 
Hälfte der 28 Regierungen nicht an diesem bis zum Juli 2013 
befristeten Verfahrensschritt beteiligt. Auch von der Bundes-
regierung liegt noch keine offizielle Stellungnahme vor. Das 
Thema wird allerdings in dem am 27.11.2013 vereinbarten 
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD kurz angeschnitten. 
Unsere Analyse stützt sich neben öffentlichen Positionspapie-
ren auch auf nicht-öffentliche Dokumente und Gespräche 
mit Vertretern verschiedener Mitgliedstaaten, einzelner 
Stakeholder sowie der Kommission. 
 Aus heutiger 
Sicht dürften die drei folgenden Architekturoptionen 
im Zentrum der Debatte über den energie- und klima-
politischen Politikrahmen der EU bis 2030 stehen. 
Option 1: Beschränkung auf »technologieneutrales« 
Emissionsminderungsziel 
Von denjenigen Mitgliedstaaten, die sich in der De-
batte um Post-2020-Ziele bereits positioniert haben, 
spricht sich eine von Großbritannien und Polen 
angeführte Gruppe26
 
26  Zu dieser Gruppe zählen daneben auch Rumänien, 
Tschechien und Ungarn, mit Abstrichen auch Finnland, 
Litauen, Slowenien und Spanien.  
 dafür aus, sich auf ein einziges, 
ausschließlich auf die Begrenzung der Treibhausgas-
emissionen gerichtetes Oberziel zu beschränken. 
Unter Rückgriff auf den für diesen Ansatz zentralen 
Begriff der Technologieneutralität betonen die Befürwor-
ter eines solchen Vorgehens, dass die EU am Ziel einer 
stetigen Emissionsminderung festhalten soll. Zugleich 
aber könne nicht politisch festgelegt werden, mit wel-
chen Technologien dies in den kommenden Dekaden 
am effektivsten zu erreichen wäre. Doch nur ein Teil 
dieser Staaten ist in der Vergangenheit durch klima-
politischen Ehrgeiz aufgefallen. Politisch richtet sich 
dieser Vorstoß in erster Linie dagegen, dass den er-
neuerbaren Energien in der EU-Politik eine heraus-
gehobene Rolle zugemessen wird. Der Ausbau der 









eine von vielen möglichen Maßnahmen zur Minde-
rung von Emissionen, neben dem Ausbau der Atom-
energie, dem Wechsel von Kohle zu Gas in der Strom-
produktion, der Steigerung der Energieeffizienz oder 
dem Einsatz der Abscheidung und Speicherung von 
Kohlendioxid aus fossilen Kraftwerken (Carbon Cap-
ture and Storage, CCS). Sollte sich die EU für diesen 
Weg entscheiden, würde dies einzelnen Mitglied-
staaten zukünftig erlauben, auf einen starken Ausbau 
erneuerbarer Energieträger zu verzichten und somit 
eine tiefgreifende Umgestaltung ihres Energieversor-
gungssystems zu vermeiden. Ohnehin sehen viele 
Mitgliedstaaten hier einen potentiellen Konflikt mit 
dem EU-Primärrecht.27 Mit dem Argument, dass sich 
innerhalb eines solchen Politikrahmens die jeweils 
kostengünstigste Methode der Emissionsreduktion 
durchsetzen werde, erfüllt der »technologieneutrale« 
Ansatz auch die symbolische Funktion, den Aspekt der 
Wettbewerbsfähigkeit in der EU-Energie- und Klima-
politik wieder stärker hervorzuheben.28
Option 2: Zwei verbindliche Ziele für Klimaschutz 
und erneuerbare Energien 
 
Bislang setzen sich nur wenige Mitgliedstaaten dafür 
ein, neben einer verpflichtenden Vorgabe zur Reduk-
tion der Treibhausgasemissionen abermals auch ein 
verbindliches Ziel zum Ausbau des Anteils erneuer-
barer Energieträger festzulegen.29
 
27  Artikel 194 (2) AEUV betont das »Recht eines Mitglied-
staats, die Bedingungen für die Nutzung seiner Energie-
ressourcen, seine Wahl zwischen verschiedenen Energie-
quellen und die allgemeine Struktur seiner Energieversor-
gung zu bestimmen«. Hinzu kommt, dass ohne eine Fort-
setzung des Erneuerbare-Energien-Rechtsrahmens auch die 
Zulässigkeit des Fortbestands nationaler Beihilferegelungen 
im Bereich der Erneuerbare-Energien-Förderung von Seiten 
des EU-Wettbewerbskommissars in Zweifel gezogen werden 
könnte. Der Vorschlag der Kommission zur Neufassung der 
Beihilfevorschriften im Umwelt- und Energiebereich deutet 
dies bereits an, vgl. Europäische Kommission, Staatliche Bei-
hilfen: Kommission leitet Konsultation zum Entwurf der Beihilfe für 
Energie und Umweltschutz ein, IP/13/1282, Brüssel, 18.12.2013. 
 Zwar räumen die 
28  Dementsprechend wird dieser Ansatz auch von den 
meisten Industrieverbänden favorisiert. 
29  Dazu zählen neben Österreich, Irland, Belgien und Portu-
gal auch Frankreich und Dänemark, wobei die beiden Letz-
teren zusätzlich auch noch ein Energieeffizienzziel fordern, 
also für eine Beibehaltung der bisherigen Zieltrias plädieren 
(Option 3). CDU, CSU und SPD haben sich in ihrem Koali-
tionsvertrag ebenfalls für eine Zieltrias ausgesprochen, 
allerdings ohne dabei allzu sehr ins Detail zu gehen. Zu den 
Mitgliedstaaten, die ein Erneuerbaren-Ziel unter – nicht 
Befürworter dieser Architektur ein, dass das Verhält-
nis der beiden Zielkategorien geklärt werden müsse, 
um mögliche negative Interdependenzen besser be-
arbeiten zu können.30 Allerdings lässt sich in der Aus-
einandersetzung mit den Befürwortern des »techno-
logieneutralen« Ansatzes (Option 1) nicht eingängig 
begründen, warum die Erneuerbaren dem Klimaschutz 
zwar untergeordnet, gegenüber anderen Energie-
trägern aber bevorzugt werden sollten. Deshalb setzt 
sich bei den Anhängern einer Zwei-Ziele-Architektur 
zunehmend ein Erklärungsmuster durch, das von der 
relativen Eigenständigkeit der Erneuerbaren-Politik 
ausgeht. Sie stellen vor allem heraus, welche über die 
Emissionsminderung hinausgehenden Vorteile der 
Ausbau der Erneuerbaren mit sich bringt: mehr Ver-
sorgungssicherheit, mehr Anlagensicherheit, mehr 
heimische Wertschöpfung, weniger Luftverschmut-
zung.31
Option 3: Beibehaltung der bisherigen Zieltrias 
 
An der bisherigen Zielarchitektur festzuhalten, wäre 
zweifellos mit dem geringsten Begründungsaufwand 
verbunden. Allerdings ist die Sichtweise, dass die EU 
2007 die bestmögliche Herangehensweise gewählt 
habe und ihren breit angelegten Politikansatz weit-
gehend unverändert in die Zukunft fortschreiben soll-
te, in den vergangenen Jahren schleichend erodiert. 
Lediglich zwei Mitgliedstaaten haben sich bislang für 
eine Beibehaltung der Zieltrias ausgesprochen, Däne-
mark und Frankreich.32
 
immer klar definierten – Umständen für möglich halten, 
zählen Estland, Finnland, Italien, Litauen und Slowenien. 
 Während Dänemark in der EU 
traditionell eine umweltpolitische Vorreiterrolle 
einnimmt, lässt sich die französische Positionierung 
wohl nicht zuletzt damit erklären, dass der mutmaß-
lich entscheidende VN-Klimagipfel Ende 2015 in Paris 
stattfinden wird. Wenn die COP 21 zu einem Erfolg 
30  Damit spielen die betreffenden Mitgliedstaaten auf die 
Debatte über die derzeitige Krise des ETS an. Die Überausstat-
tung des Systems mit Emissionszertifikaten wird von Erneuer-
baren-Kritikern vor allem auf den schnellen Ausbau von 
Wind- und Solarstrom zurückgeführt, auch wenn der Einfluss 
von konjunkturellen Faktoren und von Zertifikaten aus inter-
nationalen Klimaschutzprojekten deutlich größer sein dürfte. 
31  Warum es zukünftig keines gesonderten Energieeffizienz-
ziels mehr bedarf, wird von den Befürwortern einer Zwei-
Ziele-Architektur nicht explizit begründet. 
32  Unterstützung findet diese Positionierung auf Seiten der 
wichtigsten umweltpolitischen Nichtregierungsorganisatio-
nen. 








werden soll, so die französische Einschätzung, wird 
die EU überzeugend vermitteln müssen, dass sie ihren 
energie- und klimapolitischen Elan nicht eingebüßt 
hat. Eine Herangehensweise, die eine neuerliche 
Einigung auf drei Oberziele anstrebt, setzt aber nicht 
einfach nur auf die Öffentlichkeitswirksamkeit eines 
möglichst umfassenden Ansatzes. Ein paralleles Ver-
handeln in drei Zielsektoren würde auch vielfältige 
Möglichkeiten einer differenzierten innereuropäi-
schen Lastenverteilung eröffnen. Dies wiederum 
würde die Chance erhöhen, Verhandlungsblockaden 
aufzulösen und eine Entscheidungsfindung der 28 EU-
Staats- und Regierungschefs zu beschleunigen.33
Ausgestaltung der »Headline Targets« 
 
Aus heutiger Sicht ist es sehr wahrscheinlich, dass 
sich die Verhandlungen über die grundlegende Ziel-
architektur auf die Optionen 1 und 2 konzentrieren 
werden, und damit im Kern auf die Frage, ob es ein 
verbindliches Erneuerbaren-Ziel geben soll oder nicht. 
Doch eine solche Entscheidung legt noch nicht fest, 
wie die ausgewählten Oberziele im Detail ausgestaltet 
werden sollen. Dies betrifft nicht nur die Höhe der 
Zielwerte, sondern auch die Frage der konkreten Ziel-
struktur. Neue »Headline Targets« für Emissions-
minderungen, Erneuerbaren-Ausbau oder Energie-
effizienz müssen keineswegs in der gleichen Weise 
konstruiert sein wie die 2007 beschlossenen Vorläufer. 
So gewinnen die Mitgliedstaaten zusätzliche Ver-




Die zentrale Zahl in der Debatte über ein europäisches 
Klimaziel im Jahr 2030 wird die 40 sein. Die EU-Kom-
mission hat mit der 2011 veröffentlichten Low-Carbon-
Roadmap erstmals eine Minderung der europäischen 
 
33  Vgl. Robert Koelemeijer et al., EU Policy Options for Climate 
and Energy beyond 2020, Den Haag: PBL Netherlands Environ-
mental Assessment Agency, 2013, S. 36f. 
34  Die im Folgenden dargestellten Variationsmöglichkeiten 
könnten bereits Teil der Beschlüsse des Europäischen Rats 
sein, etwa im Format eines die Grundsatzbeschlüsse beglei-
tenden Aktionsplans. Manche Detailspezifikationen lassen 
sich aber auch noch während der anschließenden Gesetz-
gebungsverfahren vornehmen, mit dem Effekt, für eine 
breitere Öffentlichkeit weitgehend unsichtbar zu bleiben. 
Emissionen um 40 Prozent als Meilenstein für das Jahr 
2030 ins Spiel gebracht. Dieser Wert gilt in der EU seit-
her als das Niveau, das mindestens realisiert werden 
muss, um bis zum Jahr 2050 wenigstens den unteren 
Rand des vom Europäischen Rat anvisierten Emissions-
reduktionskorridors von 80 bis 95 Prozent erreichen 
zu können – und somit als Lackmustest für die Glaub-
würdigkeit der EU-Klimapolitik. Aus diesem Grund ist 
der Zielwert symbolisch hochgradig aufgeladen. Dies 
hat zur Folge, dass diejenigen der klimapolitisch ehr-
geizigeren Mitgliedstaaten, die – wie Großbritannien, 
Spanien oder Frankreich – bereits einen konkreten 
Wert für 2030 vorgeschlagen haben, allesamt die 
40 Prozent gewählt haben.35
Die Frage, welchen Zielwert die Europäer für 2030 
ins Visier nehmen wollen, ist unmittelbar an die eben-
falls noch zu treffende Entscheidung gekoppelt, in 
welchem Verhältnis die EU-internen Beschlüsse zu den 
Klimaverhandlungen auf VN-Ebene stehen sollen. Es 
dürfte weitgehend unstrittig sein, dass sich die EU 
schon deutlich vor der COP 21 dazu äußern muss, wel-
che Verpflichtungen sie im Rahmen eines umfassen-
den Weltklimaabkommens einzugehen bereit ist. 
Offen aber ist auch hier die konkrete Gestalt einer 
derartigen Ankündigung: Die EU kann für die Zeit 
nach 2020 ein unilaterales Minderungsziel beschließen, 
das unabhängig vom Ausgang der internationalen 
Verhandlungen gilt. Ein solcher Beschluss kann aber 
auch konditional ausfallen, also an den Erfolg der 
VN-Verhandlungen gebunden sein (wie auch immer 
ein solcher Erfolg definiert sein mag). Während die 
klimapolitisch ehrgeizigeren Mitgliedstaaten dazu 
tendieren, frühzeitig ein unilaterales Ziel zu be-
schließen, um so die VN-Verhandlungen selbst voran-
zutreiben und den europäischen Unternehmen bereits 
ein gewisses Maß an Planungssicherheit zu verschaf-
fen, plädieren »Bremser« wie Polen, Tschechien oder 
Rumänien für eine strikte Konditionalität.
 Demgegenüber vermeiden 
es etwa die Visegrád-Länder, die in der EU-Klimapolitik 
traditionell als »Bremser« gelten, überhaupt einen 
Zielwert für 2030 zu nennen, und zwar selbst diejeni-




35  Auch der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD schlägt 
für die EU ein Emissionsminderungsziel von 40% vor. 
 Die EU 
36  Anders als 2007 wird mit einem konditionalen Ziel nicht 
mehr die Hoffnung verbunden, andere Industrie- und 
Schwellenländer in den VN-Verhandlungen zu mehr Ehrgeiz 
anzuspornen, indem die EU verspricht, im Fall eines entspre-
chenden Beschlusses ihr Ziel selbst noch einmal zu verschär-
fen. Im Vordergrund steht nun das Argument, die aus einer 








dürfe sich nur dann zu weiteren Emissionsminderun-
gen verpflichten, wenn andere große Emittenten dazu 
ebenfalls bereit seien. Ob und in welchem Maße dies 
der Fall ist und welche Konsequenzen die EU für sich 
daraus ziehen sollte, darüber könnte frühestens 2016 
befunden werden, im Falle eines anhaltend schwieri-
gen VN-Verhandlungsprozesses möglicherweise auch 
erst deutlich später. Sollte ein innereuropäischer Kom-
promiss dergestalt ausfallen, dass eine frühzeitige uni-
laterale Festlegung mit einem konditionalen Angebot 
an die internationale Staatengemeinschaft kombiniert 
wird (wie schon jetzt von Großbritannien gefordert), 
dann dürften die »Bremser« bestrebt sein, dass die EU 
auf eine konkrete Quantifizierung ihres konditionalen 
Angebots verzichtet. Auf diese Weise könnten sie ver-
hindern, dass sich der höhere Zielwert in der europäi-
schen Klimadebatte trotz eines gescheiterten VN-Klima-
gipfels verselbständigt, wie dies nach der COP 15 in 
Kopenhagen zu beobachten war, als Polen stark unter 
Druck stand, einer Verschärfung des EU-Klimaziels auf 
30 Prozent bis 2020 zuzustimmen. 
Ganz gleich, auf welches Emissionsminderungsziel 
sich die EU letztlich verständigen wird, zu beachten 
ist dabei, dass die bloße Zahl noch keineswegs verläss-
lich darüber Auskunft gibt, wie hoch das europäische 
Ambitionsniveau tatsächlich ausfällt. Die EU-Kommis-
sion hat in ihrer Low-Carbon-Roadmap die anspruchs-
vollste Interpretation von Emissionsminderungszielen 
gewählt. Dabei wird auf eine Anrechnung von Gut-
schriften aus internationalen Klimaschutzprojekten 
verzichtet, die Minderungen müssen also vollständig 
innerhalb der EU realisiert werden. Das von der Kom-
mission vorgeschlagene Ziel für 2030 lautet dem-
entsprechend »40 Prozent domestic«. Diese Interpreta-
tion haben sich mit Dänemark, Frankreich und Groß-
britannien bislang jedoch nur drei Mitgliedstaaten zu 
eigen gemacht.37 Es ist davon auszugehen, dass der 
Europäische Rat einer weicheren Interpretation des 
Emissionsminderungsziels den Vorzug geben wird. Da 
dies einer breiteren Öffentlichkeit aller Erfahrung 
nach verborgen bleiben dürfte, wäre eine solche Ab-
schwächung auch nicht mit negativen Effekten für die 
klimapolitische Kommunikation der EU verbunden.38
 
zu ehrgeizigen Vorreiterrolle resultierenden Belastungen für 
die europäische Industrie vermeiden zu wollen. 
 
37  Das britische Konzept sieht allerdings vor, dass bei einem 
(konditionalen) 50%-Ziel auch Zertifikate aus internationalen 
Klimaprojekten angerechnet werden dürfen, und zwar in 
einem Umfang von 5 bis 10 Prozentpunkten. 
38  Eine dementsprechend flexiblere Interpretation des Emis-
sionsminderungsziels würde in einer Grundsatzentscheidung 
Erneuerbaren-Ziel 
Sollte neben dem Emissionsminderungsziel auch ein 
neuer Zielwert für den Ausbau der erneuerbaren 
Energieträger beschlossen werden, so wäre dieser 
nicht gleichermaßen symbolisch aufgeladen. Es fehlt 
nicht nur die Verknüpfung mit dem VN-Verhandlungs-
prozess, der Erneuerbaren-Anteil im europäischen 
Energiemix steht, anders das Emissionsniveau, im 
Konzept einer Transformation zur Low Carbon Economy 
auch nicht sichtbar im Vordergrund. Zudem existie-
ren seitens des IPCC keinerlei Zielwerte für 2050, die 
in Europa als Vorgabe interpretiert werden könnten. 
All dies lässt vergleichsweise große Verhandlungs-
spielräume. 
Bisher halten sich die wenigen expliziten Befürwor-
ter eines Erneuerbaren-Ziels unter den Mitgliedstaaten 
mit konkreten Zahlen noch zurück. Dass nicht einmal 
Dänemark, das einen 30-prozentigen Anteil der Er-
neuerbaren für 2030 fordert, über den schon in der 
Energie-Roadmap der Kommission genannten Wert 
hinausgeht, macht deutlich, dass in diesem Bereich 
keine großen politischen Fortschritte zu erwarten 
sind. Damit rückt möglicherweise auch die Frage in 
den Hintergrund, ob ein EU-Erneuerbaren-Ziel wie 
bisher als Durchschnittswert zu interpretieren wäre, 
der in einem zweiten Schritt in differenzierte mit-
gliedstaatliche Ziele aufgelöst wird, oder ob man den 
Sollwert für die erneuerbaren Energien zukünftig als 
genuin europäisches Ziel definieren und die Auswahl 
konkreter Standorte somit weitgehend dem Markt 
überlassen sollte.39
 
des Europäischen Rats vermutlich noch gar nicht explizit for-
muliert, sondern erst in die anschließenden Gesetzgebungs-
verfahren eingebracht werden, etwa bei der Neufassung der 
Emissionshandelsrichtlinie oder der Entscheidung über die 
nationalen Minderungsverpflichtungen in den Nicht-ETS-
Sektoren. Auch die Aufteilung der zwischen 2021 und 2030 
zu erbringenden Minderungsleistungen auf diese beiden 
Instrumente dürfte erst in den Gesetzgebungsverfahren er-
folgen. Dabei gilt: Je höher der Anteil der über differenzierte 
nationale Ziele gesteuerten Nicht-ETS-Sektoren, desto größer 
die Verhandlungsmasse für einen Lastenausgleich zwischen 
den Mitgliedstaaten. Eine weitere Möglichkeit, das für 2030 
beschlossene Emissionsminderungsziel nachträglich zu ent-
schärfen, besteht darin, überschüssige Emissionsberechtigun-
gen aus der Phase bis 2020 nicht für ungültig zu erklären, 
sondern ihren Einsatz in der kommenden Dekade zuzulassen. 
 
39  Vgl. Severin Fischer/Kirsten Westphal, Erneuerbare Energien 
im Stromsektor: Gestaltungsoptionen in der EU, Berlin: Stiftung 
Wissenschaft und Politik, Dezember 2012 (SWP-Studie 
27/2012), S. 31ff. 








Es ist eher unwahrscheinlich, dass der Europäische 
Rat noch einmal ein Erneuerbaren-Ausbauziel in der 
gegenwärtigen Form beschließen wird, also eines, das 
sowohl rechtsverbindlich ist als auch alle Energie-
verbrauchssektoren miteinbezieht. Dagegen sprechen 
nicht nur die Verhandlungskonstellation, in der eine 
relativ große Gruppe von Mitgliedstaaten unter dem 
Banner der »Technologieneutralität« dafür eintritt, auf 
die Fortschreibung des Erneuerbaren-Ziels gänzlich zu 
verzichten, sondern auch die offenkundigen Probleme 
vieler Mitgliedstaaten, ihre nationalen Ausbauziele für 
2020 zu erreichen sowie die anhaltend großen Schwie-
rigkeiten in der gesamten EU, den Erneuerbaren-
Anteil im Transportsektor auf eine ökologisch nach-
haltige Weise zu steigern.40
Sollten die Befürworter des Erneuerbaren-Ausbaus 
durchsetzen wollen, dass der Europäische Rat auch in 
diesem Bereich ein Oberziel beschließt, dann müssten 
sie den skeptischeren Mitgliedstaaten eine Zielformel 
anbieten, die diesen allenfalls geringe zusätzliche 
Verpflichtungen auferlegt. Grundsätzlich bieten sich 




40  Vgl. Severin Fischer/Sybille Röhrkasten, EU-Verkehrssektor: 
Ende der Biokraftstoffpolitik, Berlin: Stiftung und Politik, 
Oktober 2013 (SWP-Aktuell 61/2013). 
 Die Erneuerbaren-Befürworter 
könnten (a) versuchen, die Ausbaupflichten nach 2020 
weitgehend allein zu schultern. Ihre nationalen Ziele 
würden weiter deutlich verschärft werden, die Ziel-
werte der »technologieneutralen« Mitgliedstaaten 
allenfalls minimal erhöht. Das sich daraus ergebende 
EU-Gesamtziel bliebe wohl deutlich unter 30 Prozent. 
Die Erneuerbaren-Unterstützer könnten (b) aber auch 
davon abrücken, den gesamten Energieverbrauch zu 
adressieren und sich darauf konzentrieren, wenig-
stens ein prominentes sektorales Ausbauziel durch-
zusetzen. Hier würde sich der Stromsektor anbieten, 
der aufgrund der fortschreitenden Integration der 
nationalen Märkte und der hohen Regulierungsdichte 
in erheblichem Maße binnenmarktrelevant ist. Der 
Erneuerbaren-Anteil liegt im Stromsektor fast 10 Pro-
zentpunkte höher als im Durchschnitt des Gesamt-
energieverbrauchs (Stand 2011: 21,7 vs. 13,0%). Da für 
2020 aber kein eigenes Stromsektorziel formuliert 
41  Der in der EU häufig gewählte Weg, Vorschläge für rechts-
verbindliche Zielwerte dadurch abzumildern, dass die Ziel-
werte schließlich nur noch als indikative definiert werden, 
dürfte im Fall des Erneuerbaren-Ausbau-Ziels nicht gangbar 
sein. Der Beschluss eines verbindlichen 20%-Ausbauziels für 
2020 war auch eine Reaktion darauf, dass die bis dahin be-
stehenden indikativen Erneuerbaren-Sektorziele kaum Steue-
rungswirkung entfaltet hatten. 
wurde, ließe sich auf diesem Weg ein relativ hoch 
erscheinender Wert für das Jahr 2030 kommunizieren 
(z.B. 35%), obwohl das gesamteuropäische Anspruchs-




Sollte der Europäische Rat erneut ein »Headline Target« 
im Bereich Energieeffizienz beschließen, dann sicher-
lich nicht mehr in einer Form, die auf eine absolute 
Senkung des Primärenergieverbrauchs zielt. Diese 
2007 gewählte Herangehensweise wird inzwischen 
von vielen Mitgliedstaaten als wachstumsfeindlich 
eingestuft, insbesondere von jenen mit vergleichs-
weise niedrigem Wohlstandsniveau. Zudem hat sich 
der bisher verwendete Indikator als fragwürdig erwie-
sen, da der absolute Energieverbrauch in Rezessions-
phasen auch sinken kann, obwohl der Energieeinsatz 
keineswegs effizienter wird. Naheliegend wäre deshalb 
ein Wechsel zu einem relativen Effizienzziel, basie-
rend etwa auf dem international etablierten Indikator 
Energieintensität, mit dem das Verhältnis von Energie-
verbrauch und Bruttoinlandsprodukt gemessen wird. 
Welches konkrete Maß an Verbesserung sich die EU 
bis zum Jahr 2030 vornehmen könnte, ist für diesen 
Indikator nicht einmal ansatzweise diskutiert worden. 
Es ist eher unwahrscheinlich, dass der Europäische 
Rat überhaupt noch einmal ein Energieeffizienzziel 
beschließen wird. Sollte er es dennoch tun, so kann 
bereits jetzt ausgeschossen werden, dass er dazu bereit 
wäre, diesem zudem noch Rechtsverbindlichkeit zu-
zumessen. 
Zeithorizont der Zielbestimmungen 
Die Debatte um neue Energie- und Klimaziele der EU 
kreist bislang nur um eine einzige Jahreszahl: 2030. 
Nicht nur das Grünbuch der Kommission wählt diesen 
Zeithorizont, auch die Mitgliedstaaten stellen das Ziel-
datum 2030 in den Mittelpunkt ihrer Positionierun-
gen. Die Festlegung auf das Jahr 2030 ist jedoch keines-
 
42  Selbst ein schwaches Ziel wäre mit einer besonderen 
Hervorhebung der Erneuerbaren gegenüber konventionellen 
Energieträgern verbunden. Dies würde den Erneuerbaren-
Befürwortern helfen, falls es zwischen Mitgliedstaaten und 
Kommission zu einer politischen Auseinandersetzung über 
die Binnenmarktkompatibilität von nationalen Erneuer-
baren-Fördersystemen kommen sollte. 








wegs zwingend, der zu wählende Zeithorizont liegt 
allein im Ermessen des Europäischen Rats. Es sind 
auch Verhandlungsdynamiken vorstellbar, bei denen 
»Post-2020-Ziele« zunächst nur für das Jahr 2025 ver-
einbart werden. Diese Option ins Spiel zu bringen, 
bietet sich grundsätzlich vor allem für diejenigen 
Mitgliedstaaten an, deren Präferenzen in den Verhand-
lungen wenig Widerhall finden. Die dahinterstehende 
Logik ist: Je kürzer die Laufzeit des beschlossenen 
Politikrahmens, desto früher kommt es zu einer Neu-
verhandlung. Argumentieren ließe sich mit einem 
Gewinn an Flexibilität, der wünschenswert wäre, um 
besser auf wirtschaftliche und politische Unsicher-
heiten reagieren zu können. Die Entwicklung der 
EU-Energie- und Klimapolitik seit 2007 hat gezeigt, 
dass es in diesem zur Polarisierung neigenden Politik-
feld fast unmöglich ist, einmal beschlossene Oberziele 
neu zu justieren, selbst wenn sich die Rahmenbedin-
gungen fundamental verändert haben. Das Einstim-
migkeitserfordernis im Europäischen Rat steht dem 
diametral entgegen.  
Es ist aber auch ein Szenario denkbar, in dem alle 
Beteiligten ein Interesse daran haben, 2025 als Ziel-
datum einzuführen. Sollte es Polen und seinen eng-
sten Verbündeten gelingen, substantielle Entschei-
dungen vor der COP 21 zu blockieren, und sollte der 
VN-Klimagipfel 2015 dann ein uneindeutiges Ergebnis 
bringen, das in eine zeitlich unbestimmte Verlänge-
rung der internationalen Verhandlungen mündet, 
dann dürften die Staats- und Regierungschefs unter 
großen Druck geraten, vor allem von Seiten der nach 
Planungssicherheit strebenden Wirtschaft. Dies umso 
mehr, weil einzelne Branchen und Unternehmen erst 
dann einschätzen können, was an neuen Regeln auf 
sie zukommt, wenn auch die Gesetzgebungsverfahren 
zur Ausgestaltung der Instrumente abgeschlossen 
sind. Die Kombination aus einem Patt im Europäi-
schen Rat und einer andauernden Unsicherheit über 
den weiteren Verlauf der VN-Klimaverhandlungen 
könnte es als politisch einzig gangbaren Ausweg er-
scheinen lassen, die bisherige Zielarchitektur befristet 
fortzuschreiben. Die Staats- und Regierungschefs 
würden in einem solchen Fall neue Emissionsminde-
rungs-, Erneuerbaren- und Effizienzziele für 2025 be-
schließen, mit recht moderaten Zielwertsteigerungen, 
möglicherweise ergänzt um eine Lastenausgleichs-
komponente zugunsten Polens. Die Grundsatz-
entscheidung über die Zukunft der europäischen 
Energie- und Klimapolitik wäre damit erst einmal 
vertagt. 
Grundstruktur des Verhandlungsergebnisses 
Die bisherigen Ausführungen zeigen, dass im Prozess 
der Entscheidung über Post-2020-Ziele noch sehr vieles 
offen ist. Ein konkreter Vorschlag der Kommission, der 
die weitere Debatte beeinflussen, aber die Entschei-
dung keineswegs determinieren wird, liegt noch nicht 
vor. Viele Mitgliedstaaten haben sich noch nicht 
öffentlich positioniert. Auch die Herausbildung von 
stabilen Verhandlungskoalitionen hat noch nicht 
begonnen, mit Ausnahme der Visegrád-Gruppe, die 
sich in energie- und klimapolitischen Fragen inzwi-
schen auch eng mit Rumänien und Bulgarien (V4+2) 
abstimmt. 
Es ist gegenwärtig noch zu früh, um detaillierte 
Verhandlungsergebnisse zu prognostizieren und 
deren Auswirkungen auf die Energieversorgungs-
struktur der EU zu analysieren. Dies ist auch deshalb 
nicht möglich – und zumindest diese Prognose kann 
an dieser Stelle bereits gewagt werden –, weil das 
Politikmodell einer umfassenden und über Jahrzehnte 
hinweg zielgenau gesteuerten Transformation des 
europäischen Energiesystems schon in der zweiten 
Implementierungsphase zwischen 2021 und 2030 an 
seine Grenzen gerät. Je näher das Jahr 2050 rückt und 
je anspruchsvoller die EU-Ziele dementsprechend aus-
fallen, desto größer wird der Druck auf die Regierun-
gen, diesem volkswirtschaftlichen Transformations-
projekt ungeachtet aller aktuellen Problemlagen eine 
immer höhere politische Priorität einzuräumen. Wür-
den die Staats- und Regierungschefs jener Masterplan-
Logik folgen, wie sie nicht nur den Roadmaps der 
Kommission, sondern einer Vielzahl von makroökono-
mischen Studien zur Zukunft der europäischen 
Energieversorgung zugrunde liegt, dann wäre es selbst-
verständlich, den heimischen Unternehmen möglichst 
bald ein Mindestmaß an Investitions- und Planungs-
sicherheit zu geben. Es wäre unumstritten, dass 
bereits deutlich vor 2015 über eine neue Zielarchitek-
tur und die (unilaterale) Ausgestaltung der »Headline 
Targets« für 2030 entschieden werden müsste. Im Falle 
eines positiven Ausgangs der VN-Klimaverhandlungen 
könnten die eigenen Ziele schließlich noch einmal 
verschärft werden. Doch ein solch enormes Maß an 
konsistenter Sachrationalität ist weder in der EU-
Energie- und Klimapolitik noch in irgendeinem 
anderen Politikfeld vorzufinden. Eine entsprechende 
Erwartungshaltung lässt sich nur dann artikulieren, 
wenn man die politisch-prozeduralen Rationalitäten 
innerhalb der EU ausblendet. 








Um den Grad ihrer Nachvollziehbarkeit möglichst 
hoch zu halten, folgte unsere Analyse bis zu diesem 
Punkt der Logik, die die Debatte über die Zukunft der 
EU-Energie- und Klimapolitik bislang prägt: alle Ziel- 
und Maßnahmenbereiche sind miteinander verwoben, 
jeder Schritt muss in seinem Gesamtzusammenhang 
gesehen werden, isolierte Einzelentscheidungen 
müssen dementsprechend vermieden werden. Nur im 
Rahmen eines solchen holistischen Deutungsmusters 
macht es Sinn, in derart umfassenden Zielarchitek-
turen zu denken. 
Möglicherweise aber wird sich bereits in den Post-
2020-Verhandlungen eine eher sequenzielle Heran-
gehensweise durchsetzen. Es ist keineswegs aus-
geschlossen, dass eine explizite Entscheidung über die 
Gestalt einer neuen Zielarchitektur immer wieder 
verschoben werden muss, während die Staats- und 
Regierungschefs parallel bereits drängende Einzel-
entscheidungen treffen. Gegebenenfalls kann der 
Grundsatzstreit über Zahl und Hierarchie der »Head-
line Targets« als solcher nicht aufgelöst werden, 
während im Umfeld der COP 21 bereits ein Klimaziel 
beschlossen werden muss. Auf diese Weise könnte 
trotz entsprechender Prüfaufträge und Beschluss-
vorlagen noch über Jahre hinweg offenbleiben, ob sich 
die EU tatsächlich noch für weitere Oberziele zum 
Erneuerbaren-Ausbau oder für Vorgaben zur Verbes-
serung der Energieeffizienz entscheiden wird. Die 
Frage nach der endgültigen Gestalt der Zielarchitektur 
nach 2020 bliebe auf der politischen Agenda, auch 
wenn es unter diesen Umständen wahrscheinlich 
wäre, dass sich die Fokussierung auf ein singuläres 
Emissionsminderungsziel (Option 1) schließlich 
durchsetzt.43
Hier deutet sich ein prozesszentriertes Steuerungs-
muster an, das für die nächste Phase der EU-Energie- 
und Klimapolitik stilbildend werden könnte. Die weit 
auseinanderliegenden Positionierungen innerhalb der 
EU und die enge Verknüpfung des europäischen Ent-
scheidungsprozesses mit den internationalen Klima-
verhandlungen schaffen einen Grad an Komplexität, 
 
 
43  In Anbetracht der in der Umweltpolitik-Kommunikation 
dominanten Tendenz, baldige Verbesserungen bei Zielen, 
Abkommen und Instrumenten nicht nur anzumahnen, 
sondern selbst bei noch so geringen Realisierungschancen 
stets auch für die nähere Zukunft in Aussicht zu stellen (etwa 
anhand neuer Verhandlungszeitpläne oder formalisierter 
Review-Prozesse), dürfte bei den Befürwortern der Optionen 2 
und 3 ein Interesse daran bestehen, eine explizite Entschei-
dung gegen Erneuerbaren- oder Effizienzziele möglichst 
lange aufzuschieben. 
dem mit einer »umfassenden« Herangehensweise prak-
tisch nicht mehr beizukommen ist. Dies dürfte die 
Akteure zu einer zunehmend pragmatischen Haltung 
bewegen, die darauf abzielt, jeweils den Gegenstands-
bereich zur Entscheidung zu bringen, der bereits ent-
schieden werden kann und muss, ohne dass sich dies 
schon Jahre voraus in exakte Zeit- und Aktionspläne 
fassen ließe. Kurzum: Die Energie- und Klimapolitik 
würde sich schrittweise »normalisieren«. 
 








Paradigmenwandel in Europa 
 
Der Prozess der Entscheidung über den EU-Politik-
rahmen nach 2020 vollzieht sich unter gänzlich ande-
ren Voraussetzungen als der, der im März 2007 mit 
den Beschlüssen des Europäischen Rats über die erste 
Phase einer integrierten EU-Energie- und Klimapolitik 
endete. Dies gilt zum einen für das wirtschafts- und 
europapolitische Umfeld. Die anhaltende Schulden- 
und Wirtschaftskrise hat nicht nur die politischen 
Schwerpunktsetzungen vieler Mitgliedstaaten funda-
mental verändert. Für die europäischen Staats- und 
Regierungschefs genießt die Krise der Finanzmärkte 
und der Eurozone seit Jahren notgedrungen die ober-
ste Priorität. Konflikte und Problemlagen in anderen 
Politikfeldern wurden derweil zurückgestellt. Zudem 
hat sich speziell in der Energie- und Klimapolitik eine 
gewisse Ernüchterung breitgemacht. Die 2007 vielfach 
geäußerte Zuversicht, Energie und Klima könnten die 
großen positiven Zukunftsthemen für die Europäische 
Integration werden, hat sich recht bald verflüchtigt. 
Im VN-Klimaverhandlungsprozess gibt es spätestens 
seit 2008 kaum noch substantielle Fortschritte. Über-
dies steigen die globalen Emissionen immer noch 
kontinuierlich an. Innerhalb der EU haben sich die 
Gräben in den letzten Jahren weiter vertieft, insbeson-
dere zwischen den klimapolitikskeptischen Mittel- 
und Osteuropäern sowie den klimapolitikaffinen 
Mitgliedstaaten Nord- und Westeuropas.44
Bei ausnahmslos allen Akteuren ist zudem ein 
gestiegenes Bewusstsein dafür zu beobachten, dass 
viele Entwicklungen in der EU-Energie- und Klima-
politik nicht wie gewünscht oder zumindest nicht 
wie vorhergesagt verlaufen. Dies gilt zum einen für 
genuin europäische Projekte, Instrumente und Markt-
entwicklungen, etwa das Scheitern der Nabucco-
Pipeline, die Krise des Emissionshandels oder das sich 
abzeichnende Misslingen der CCS-Strategie. Zum 
anderen waren auf den globalen Energiemärkten aber 
auch eine Reihe von positiven Entwicklungen zu be-
obachten, die jedoch von der EU-Energiepolitik nicht 
 
 
44  Die südeuropäischen Mitgliedstaaten, 2007 noch größten-
teils auf der Seite der entschiedenen Klimapolitik-Befürworter, 
verhalten sich seit Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise 
in Klimafragen deutlich zurückhaltender. Sie sind – mit Aus-
nahme Zyperns – bislang jedoch nicht ins Lager der »Brem-
ser« gewechselt. 
antizipiert worden sind, etwa der Boom beim Schiefer-
gas oder die Kostendegression bei der Photovoltaik. 
Beide Erfahrungen veranlassen die Entscheidungs-
träger auf europäischer Ebene allerdings zu einer ge-
wissen Vorsicht, wenn es darum geht, rechtsverbind-
liche Ziele mit einem Vorlauf von 12 bis 15 Jahren zu 
beschließen. Das Vertrauen in die Aussagekraft makro-
ökonomischer Szenariostudien und Impact Assess-
ments hat spürbar nachgelassen, der Glaube an die 
Treffsicherheit von Experten-Prognosen stark gelitten. 
Die bei komplexen Problemlagen auch durch zu-
sätzliche Informationen nicht mehr auflösbare Kon-
tingenz45
Früher oder später wird der Europäische Rat über 
die Energie- und Klimaziele nach 2020 entscheiden 
müssen. Aus heutiger Sicht ist dabei nicht nur ein 
relativ bescheidenes Ergebnis zu erwarten, das deut-
lich hinter dem Ambitionsniveau der Kommissions-
»Roadmaps« zurückbleibt. Vieles deutet auch auf 
einen grundlegenderen Paradigmenwandel hin, wie er 
sich in der Energie- und Klimapolitik der EU bereits 
 trägt dazu bei, dass die verschiedenen 
Akteursgruppen in jeweils eigenen Wirklichkeiten 
operieren und es in der EU-Energie- und Klimapolitik 
inzwischen kaum noch möglich ist, gemeinsam weit-
reichende Entscheidungen zu treffen und diese dann 
tatsächlich auch umzusetzen. Gegenwärtig dominiert 
in diesem Politikfeld nicht das vielbeschworene 
evidence-based policy-making, sondern vielmehr der 
Modus eines policy-based evidence-making. Wissenschaft-
liche Studien sind kaum noch dazu in der Lage, ein-
zelne Mitgliedstaaten zu einer informierten Änderung 
ihrer Haltung zu bewegen. Sie fungieren vor allem als 
Legitimationsquelle für bereits festgelegte politische 
Positionierungen. 
 
45  Vgl. grundlegend Horst Rittel/Melvin Webber, »Dilemmas 
in a General Theory of Planning«, in: Policy Sciences, 4 (1973) 2, 
S. 155–169; Nikolaos Zahariadis, »Ambiguity and Choice in 
European Public Policy«, in: Journal of European Public Policy, 15 
(2008) 4, S. 514–530; Friedbert W. Rüb, »Politisches Entschei-
den. Ein prozess-analytischer Versuch«, in: Nils C. Bandelow/ 
Simon Hegelich (Hg.), Pluralismus – Strategien – Entscheidungen, 
Wiesbaden 2011, S. 17–45. 










 Auf dem Prüfstand steht 
sowohl das Primat der Nachhaltigkeitsorientierung als 
auch die Vision einer zunehmend kohärenteren und 
gesamteuropäisch ausgerichteten Energiepolitik. Fak-
tisch aufgegeben würde damit nicht weniger als die 
derzeit noch gültige Transformationsprogrammatik, 
und zwar nicht nur hinsichtlich des Anspruchs-
niveaus einer Treibhausgasreduktion von 80 bis 
95 Prozent bis 2050, sondern auch in Bezug auf das 
zugrunde gelegte politische Steuerungsmodell. 
Von der eindeutigen Priorität des Nachhaltigkeits-
aspekts, die in der EU-Energiestrategie von 2007 noch 
explizit artikuliert wurde, konnte in den vergangenen 
Jahren immer weniger die Rede sein, auch wenn dies 
nicht immer auf den ersten Blick erkennbar war. Weil 
2009 bereits alle wesentlichen Legislativverfahren zur 
Umsetzung des Grundsatzbeschlusses von 2007 ab-
geschlossen waren, gab es seit 2010 kaum noch den 
Zwang, neue Entscheidungen zu treffen. Als vorherr-
schender Modus der Konfliktbearbeitung zwischen 
den Mitgliedstaaten bildete sich die bewusste Nicht-
Entscheidung heraus, sei es bei der Debatte über eine 
Verschärfung des EU-Klimaziels 2020 oder bei der über 
eine grundlegende Emissionshandelsreform. Teilweise 
verdeckt wurde dies durch die Kommunikations-
politik der EU-Kommission. Da die im Laufe des Jahres 
2011 veröffentlichten Roadmaps noch deutlich auf 
dem Nachhaltigkeitsparadigma basieren und mit 
Ausnahme Polens kein Mitgliedstaat offen dagegen 
opponierte, konnte der Eindruck befördert werden, 
dass die EU-Energie- und Klimapolitik im Wesent-
lichen noch immer vom Geist der 2007er-Beschlüsse 
getragen sei. Erst mit dem Europäischen Rat vom 
Mai 2013, der seinen energiepolitischen Schwerpunkt 
auf eine Erörterung der Energiepreisentwicklung be-
schränkte, kristallisierte sich für eine breitere 
Öffentlichkeit sichtbar heraus, dass der Aspekt der 
Wettbewerbsfähigkeit innerhalb der EU-Energie- und 
Klimapolitik inzwischen höchste Priorität erhalten 
 
46  Vgl. David Buchan, Why Europe’s Energy and Climate Policies 
Are Coming Apart, Oxford: Oxford Institute for Energy Studies, 
Juli 2013 (SP 28); Marcus Carson/Tom Burns/Dolores Calvo 
(Hg.), Paradigms in Public Policy. Theory and Practice of Paradigm 
Shifts in the EU, Frankfurt a. M. 2009; Tim Rayner/Andrew 
Jordan, »The European Union: The Polycentric Climate Policy 
Leader?«, in: Wiley Interdisciplinary Reviews: Climate Change, 4 
(2013) 2, S. 75–90. 
hat. Die Frage der Preisentwicklung bei Strom und 
Gas, insbesondere auch im Vergleich mit den USA, ist 
eines der wenigen Themen, die auf der energiepoliti-
schen Agenda aller Mitgliedstaaten weit oben stehen 
und bei denen insofern auch breitere Bündnisse mög-
lich sind, als dies in diesem vergleichsweise polarisier-
ten Politikfeld üblich geworden ist. 
Die zweite fundamentale Verschiebung in der euro-
päischen Energie- und Klimapolitik ist beim Verhält-
nis der Mitgliedstaaten zur EU zu beobachten. Zwar 
hat der Energiesektor in den vergangenen Jahren, 
auch infolge des 3. Binnenmarktpakets, unbestreitbar 
einen Europäisierungsschub erfahren. Dieser be-
schränkte sich aber im Wesentlichen auf eine stärkere 
Integration der Strom- und Gasmärkte, eine Integration 
der nationalen Energiepolitiken blieb jedoch größten-
teils aus. Nach wie vor pochen die Mitgliedstaaten auf 
ihre in Artikel 194 AEUV garantierten Souveränitäts-
rechte bei der Festlegung des nationalen Energiemix. 
Die meisten wehren sich gegen europäische Initiati-
ven, die auf eine unerwünschte Veränderung der 
nationalen Energieversorgungsstrukturen hinaus-
laufen könnten. Die jeweiligen Regierungen wollen in 
erster Linie ihren selbst gesetzten Präferenzen folgen. 
Wo diese im Widerspruch zur dominanten Entwick-
lungstendenz der europäischen Energie- und Klima-
politik stehen, spielen die Mitgliedstaaten in der Regel 
auf Zeit. Sie versuchen unliebsame europäische Regu-
lierungsinitiativen zu verhindern (Harmonisierung 
der Energiebesteuerung), zu verzögern (Emissions-
handelsreform) oder abzuschwächen (CO2-Grenzwerte 
für PKWs). Für sich genommen lässt sich diese Praxis 
auch in vielen anderen Feldern der EU-Politik identi-
fizieren, sie ist also nicht per se ein Alleinstellungs-
merkmal der Energie- und Klimapolitik. Rückt man 
allerdings das politikfeldspezifische Transformations-
projekt mit ins Blickfeld, dann wird ein fundamenta-
ler Widerspruch sichtbar. Wenn sich die EU bis zum 
Jahr 2050 tatsächlich in eine Low-Carbon Economy ver-
wandeln soll, die 80 bis 95 Prozent weniger Treibhaus-
gase emittiert als 1990, dann erfordert dies ein kon-
tinuierlich steigendes Maß an Konvergenz der 
nationalen Energiepolitiken, dann müssten sich die 
souveränen Handlungsspielräume der Mitgliedstaaten 
zunehmend verengen. Es ist illusorisch, derart an-
spruchsvolle EU-Ziele durch eine bloße Addition von 
28 nationalen Energiepolitiken erreichen zu wollen. 
Da dieser Widerspruch allerdings unmittelbar Fragen 
der Kompetenzordnung im EU-Primärrecht berührt, 
haben sich die Mitgliedstaaten und die Kommission 








entschieden, diese Illusion vorläufig noch aufrecht-
zuerhalten. 
Wissenschaftliche vs. politische Begründung 
der Transformation 
Die beiden hier skizzierten Entwicklungslinien lassen 
nicht erwarten, dass das Projekt einer bis zum Jahr 
2050 abzuschließenden Transformation der europäi-
schen Volkswirtschaften (und somit auch des Energie-
systems) politisch ernsthaft verfolgt werden wird.47 
Bislang blieb weitgehend unbeachtet, dass schon die 
von Polen durchgesetzte Langfristzielformel des Euro-
päischen Rats mehrere Sollbruchstellen enthält. Darin 
heißt es, der Rat unterstütze das Ziel der EU, »im 
Rahmen der laut Weltklimarat (IPCC) erforderlichen 
Reduzierungen seitens der Gruppe der Industrieländer 
die Emissionen bis 2050 um 80 bis 95 Prozent gegen-
über dem Niveau von 1990 zu verringern«.48 Diese 
Entscheidung wird inzwischen vornehmlich in dem 
Sinne als eine konditionale verstanden, als dass sie die 
Europäer nur dann politisch bindet, wenn die »Gruppe 
der Industrieländer« auch wirklich als Gruppe agiert, 
sich also alle Industrieländer49
 
47  Selbst unter dieser Prämisse ist jedoch nicht auszuschlie-
ßen, dass sich diese Transformation bis 2050 dennoch voll-
ziehen wird, allerdings nur dann, wenn eine rasante techno-
logische Entwicklung den fehlenden politischen Gestaltungs-
willen zu substituieren vermag. 
 auf ein entsprechendes 
Ambitionsniveau verpflichten. Schon dies ist fraglich, 
und die zu erwartende Nicht-Erfüllung dieser Bedin-
gung beim Weltklimagipfel 2015 in Paris wird die 
EU-internen Verhandlungen über Post-2020-Ziele stark 
beeinflussen. Zudem ist in der politischen Debatte 
völlig unbeachtet geblieben, dass sich die Zielformel 
des Europäischen Rats von 2009 konkret auf den 
48  Rat der Europäischen Union, Tagung des Europäischen Rates, 
29./30. Oktober 2009 – Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Dok. 15265/ 
1/09 REV 1, S. 3. Beim Europäischen Rat im Februar 2011 
wurde dieser Beschluss noch einmal bekräftigt, mit nur leicht 
verändertem Wortlaut. 
49  Die entsprechende Passage im 4. Sachstandsbericht des 
IPCC spricht konkret von den »Annex-I-Ländern« der VN-Klima-
rahmenkonvention von 1992. Dazu zählen im Wesentlichen 
die damaligen OECD-Mitglieder sowie die meisten Staaten des 
vormaligen Ostblocks. Schwellen- und Entwicklungsländer 
werden im Kontext der VN-Klimapolitik unter dem Begriff 
»Nicht-Annex-I-Länder« subsumiert, vgl. Sujata Gupta et al., 
»Policies, Instruments and Co-operative Arrangements«, in: 
Bert Metz et al. (Hg.), Climate Change 2007: Mitigation – Contribu-
tion of Working Group III to the Fourth Assessment Report of the IPCC, 
Cambridge/New York 2007, S. 776. 
dritten Teil-Report des 4. IPCC-Sachstandsberichts von 
2007 bezieht und somit jeder neue IPCC-Sachstands-
bericht auch eine neue Entscheidung des Europäi-
schen Rats notwendig machen könnte, zumindest 
jedoch legitimieren würde. Die vom Europäischen Rat 
2009 gewählte Zielformel bietet dafür zwei Ansatz-
punkte. 
Aufgrund der in vielen Schwellenländern stetig 
steigenden Pro-Kopf-Emissionen, die vielfach bereits 
das Niveau einzelner EU-Mitgliedstaaten überschrei-
ten, ist es denkbar, dass in zukünftigen IPCC-Berich-
ten50 die inzwischen anachronistisch anmutende 
Zweiteilung der Welt in Industrie und Nicht-Industrie-
länder aufgelöst wird.51 Möglicherweise wird der IPCC 
selbst die 28 EU-Mitgliedstaaten nicht mehr gemein-
sam einer Ländergruppe zuordnen, sondern stärker 
zwischen »alten« Industrieländern und postsozialisti-
schen Volkswirtschaften differenzieren – was den 
innereuropäischen Verhandlungsprozess zusätzlich 
verkomplizieren dürfte.52 Doch selbst wenn der IPCC 
die in der internationalen Klimapolitik traditionell 
vorgenommene Einteilung in klassische Industrie-
länder auf der einen sowie Schwellen- und Entwick-
lungsländer auf der anderen Seite vorläufig beibehal-
ten sollte, ist es sehr unwahrscheinlich, dass der 
klimawissenschaftliche Erkenntnisfortschritt den 
Reduktionskorridor von 80 bis 95 Prozent für das 
Zieljahr 2050, der 2007 für die klassischen Industrie-
länder formuliert wurde, über Jahrzehnte hinweg 
unangetastet lässt.53
Im Zuge der Verhandlungen über die Post-2020-Ziele 
der europäischen Energie- und Klimapolitik wird die 
EU – und infolgedessen auch die Bundesregierung – 
wohl nicht länger umhinkommen, ihre Emissions-
minderungsziele politisch zu begründen. Die Staats- 
 
 
50  Der dritte Teil-Report (Mitigation of Climate Change) des 
5. Sachstandsberichts wird im April 2014 veröffentlicht. 
51  Selbst wenn diese Einteilung – aufgrund ihrer Veranke-
rung in der VN-Klimarahmenkonvention – in der internatio-
nalen Klimapolitik weiter wirkmächtig bleiben sollte. 
52  In neueren Ansätzen der Mitigationsforschung geht man 
auf globaler Ebene von 5 bis 10 regionalen Gruppen aus, 
deren Emissionsreduktionspotentiale differenziert bewertet 
werden. Westeuropa wird in der Regel zur Obergruppe 
»OECD1990« gezählt, die mittel- und osteuropäischen Staaten 
zu den »Economies in Transition« (EIT), vgl. Niklas Höhne/ 
Michel den Elzen/Donovan Escalante, »Regional GHG Reduc-
tion Targets Based on Effort Sharing: A Comparison of 
Studies«, in: Climate Policy, 14 (2014) 1, S. 122–147. 
53  Abhängig von den zugrunde gelegten Annahmen könnte 
dies in einer Verschärfung, aber auch in einer Abschwächung 
der für die Industrieländer als notwendig erachteten Minde-
rungsleistungen resultieren. 








und Regierungschefs werden eine Antwort auf die 
bislang tunlichst vermiedene Frage geben müssen, 
welche Schlussfolgerungen daraus zu ziehen sind, 
dass der schleppende VN-Prozess vorläufig keine 
überzeugenden Argumente für drastische Emissions-
minderungen in Europa liefern wird. Will die EU das 
Projekt einer Low Carbon Economy dann einfach auf-
geben? Falls nicht, wie soll dessen Umsetzung poli-
tisch gesteuert werden? Soll man das bisherige Ziel 
für 2050 weiter aufrechterhalten, aber Importe aus 
Ländern ohne anspruchsvolle Klimapolitik mit erheb-
lichen CO2-Abgaben belegen? Soll der »targets and 
timetables«-Ansatz lediglich modifiziert werden, 
indem man den angezielten Emissionsreduktionspfad 
weniger anspruchsvoll gestaltet? Oder soll sich die EU 
darauf beschränken, die Dekarbonisierung der euro-
päischen Volkswirtschaften zwar als finales Ziel zu 
definieren, dem man sich kontinuierlich nähern will, 
ohne sich aber bereits frühzeitig festzulegen, welche 
Fortschritte 2030 oder 2050 bereits erreicht sein 
müssen?54
Die Erfahrungen mit der europäischen Energie- und 
Klimapolitik seit 2007 zeigen, dass die EU – anders als 
von Umweltverbänden, Think-Tanks, Energieunterneh-
men, Fachpolitikern und modellierenden Makro-
ökonomen eingefordert oder gar vorausgesetzt – eben 
nicht konsequent jene Entscheidungen trifft oder gar 
jene Maßnahmen einleitet, die ihrer eigenen Trans-
formationsprogrammatik entsprächen. Die Schaffung 
eines kohärenten Politikrahmens anzumahnen, ist 
selbstverständlich vollkommen legitim. Jedoch ernst-
lich von der tatsächlichen Umsetzung eines solchen 
Politikrahmens auszugehen und Erwartungen in 
Bezug auf die zukünftige politische Praxis auf die 
empirisch kaum belastbare These einer konsequent 
sachrationalen Politikgestaltung zu stützen, ist nicht 
nur in analytischer Hinsicht fragwürdig, sondern 
verfehlt auch jegliche politikberatende Orientierungs-
funktion. 
 
Inkonsistenzen zwischen Programmatiken, Ent-
scheidungen und deren tatsächlicher Umsetzung sind 
konstitutiv für den Politikbetrieb, da es Regierungen 
auf diese Weise noch am ehesten möglich ist, die in 
ihrer Summe disparaten und einander widersprechen-
den Anliegen verschiedenster Stakeholdergruppen 
 
54  Vgl. Oliver Geden, »Das Ende der Klimapolitik, wie wir sie 
kannten«, in: Volker Perthes/Barbara Lippert (Hg.), Ungeplant 
ist der Normalfall. Zehn Situationen, die politische Aufmerksamkeit 
verdienen, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, November 
2011 (SWP-Studie 32/2011), S. 19–22. 
und Wählermilieus zu adressieren.55
 
 Dies vermag zu 
erklären, warum ein rigides Transformationskonzept, 
das ein über vier Jahrzehnte hinweg konsistentes poli-
tisches Handeln voraussetzt, außerordentlich anfällig 
für ein Scheitern ist. Die Erkenntnis, dass sich die EU-
Energie- und Klimapolitik im Zuge der Verhandlungen 
über den Politikrahmen nach 2020 in eine Sackgasse 
zu manövrieren droht, sollte deshalb auch Anlass 
dazu geben, über andere, neue Steuerungsmodelle für 
eine langfristig orientierte Energie- und Klimapolitik 
nachzudenken, über einen dritten Weg zwischen »tar-
gets and timetables« und »muddling through«. Dies 
gilt nicht nur für die EU, sondern auch für Deutsch-
land, das mit der Energiewende ebenfalls ein langfristig 
angelegtes Transformationsprojekt verfolgt, bei dem 
ein ähnliches Dekarbonisierungsniveau (80–95% bis 
2050) mit einem stärker eingeschränkten Set an 
Technologieoptionen erreicht werden soll. 
 
55  Vgl. Nils Brunsson, The Consequences of Decision-Making, 
Oxford 2007; ders., The Organization of Hypocrisy. Talk, Decisions 
and Actions in Organizations, Kopenhagen 2006. 








Auswirkungen auf die deutsche Energiewende-Politik 
 
Verlauf und Ausgang der europäischen Verhandlun-
gen über eine Fortentwicklung der EU-Energie- und 
Klimapolitik werden auch die deutsche Energiewende-
politik beeinflussen. Zum einen wird die Bundesregie-
rung eine auf EU-Ebene erfolgversprechende, aber in 
Deutschland auch vermittelbare Verhandlungslinie 
entwickeln müssen. Zum anderen wird sie mit den 
wahrscheinlich auftretenden Widersprüchen zwischen 
dem europäischen und dem deutschen Politikrahmen 
umzugehen haben. Diese werden – einen gleichblei-
benden Ehrgeiz in den Energiewende-Kernbereichen56
 
56  Die Energiewendebeschlüsse von 2011 legen eine Vielzahl 
von quantifizierten Einzelzielen fest, ohne diese explizit zu 
hierarchisieren. Eine von der Expertenkommission zum 
Energiewende-Monitoring vorgenommene Systematisierung 
benennt zwei Oberziele der Energiewende, die Senkung der 
Treibhausgasemissionen (40% bis 2020, 80–95% bis 2050) und 
den Kernenergieausstieg bis 2022 (vgl. Expertenkommission 
zum Monitoring-Prozess »Energie der Zukunft«, Stellungnahme 
zum ersten Monitoring-Bericht der Bundesregierung für das Berichts-
jahr 2011, Berlin u.a., Dezember 2012, S. 5ff). Eine Rekonstruk-
tion des Energiewendediskurses macht deutlich, dass der 
Ausbau der erneuerbaren Energieträger (mit einem Schwer-
punkt im Stromsektor) ebenfalls zu den Kernbereichen der 
deutschen Energiewendepolitik gezählt werden muss. Die 
im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vereinbarten 
Korridore für Erneuerbare Energien im Stromsektor (40–45% 
im Jahr 2025, 55–60% im Jahr 2035) weichen von den im 
ursprünglichen Energiekonzept festgelegten Ausbaupfaden 
kaum ab. 
 
Atomausstieg, Treibhausgasreduktion und Erneuer-
baren-Ausbau vorausgesetzt – umso größer ausfallen, 
je stärker die EU ihr Transformationstempo verlang-
samt. Aus heutiger Sicht ist es sehr wahrscheinlich, 
dass die 28 Staats- und Regierungschefs der EU-Mit-
gliedstaaten lediglich ein moderates Emissionsminde-
rungsziel beschließen und sich nicht auf die Fortfüh-
rung eines für den gesamten Energiesektor geltenden 
Erneuerbaren-Ziels einigen werden – völlig unabhän-
gig davon, was die EU-Kommission in ihrem Weißbuch 
zum energie- und klimapolitischen Politikrahmen bis 
2030 vorschlagen wird. Infolge einer solchen Entschei-
dung des Europäischen Rats würden einige der deut-
schen Energiewende-Ziele unter Anpassungsdruck geraten. 
Wenn die Protagonisten der deutschen Energie- und 
Klimapolitik dieser Herausforderung wirksam begeg-
nen wollen, wird es nicht ausreichen, dass sie sich 
einfach nur stärker auf EU-Ebene engagieren. Um dort 
erfolgreich agieren zu können, wird die Bundesregie-
rung allerdings zunächst klären müssen, welche der 
möglichen Strategien einer »Energiewende-Europapolitik« 
sie zukünftig verfolgen möchte. Empfehlungen, wie 
die Bundesregierung im Rahmen der Post-2020-Ver-
handlungen vorgehen sollte, lassen sich sinnvoller-
weise nur in Bezug auf die einzelnen Strategieoptio-
nen formulieren.57
Ein Blick auf die jüngere Vergangenheit zeigt, dass 
die deutsche Energie- und Klimapolitik entgegen aller 
proeuropäischen Rhetorik seit dem Atomausstiegs-
beschluss 2011 eher eine Wendung nach innen voll-
zogen hat. Dies ist kaum verwunderlich angesichts der 
Größe der Aufgabe und der innenpolitischen Brisanz 
vieler Detailaspekte der Energiewende. Zwar wäre es 
in funktionaler Hinsicht geboten, die anstehende 
Reform des deutschen Strommarktdesigns von Beginn 
an europäisch zu denken und zumindest die Nachbar-
staaten und die EU-Kommission in diesen Prozess zu 
integrieren. Doch der im bundesdeutschen Mehr-
ebenensystem ohnehin schon komplizierte Aushand-
lungsprozess würde durch die Einbeziehung europäi-
scher Akteure noch zusätzlich an Komplexität gewin-
nen und für die Bundesregierung sowohl inhaltlich 
als auch kommunikativ noch weniger steuerbar sein. 
 
Einer Herangehensweise, die die europäische 
Dimension der Energiewende weitgehend außen vor 
lässt, liegt keineswegs nur Pragmatismus zugrunde, 
sondern auch die in Deutschland weitverbreitete 
Ansicht, ein energie- und klimapolitischer Vorreiter 
zu sein, dessen gutem Beispiel die anderen Europäer 
früher oder später ohnehin folgen werden – entweder 
durch ehrgeizige Beschlüsse auf EU-Ebene oder zumin-
dest durch zeitlich verzögerte Nachahmung. Dieses 
stabile Deutungsmuster zu bedienen, war für frühere 
Bundesregierungen fast ohne politisches Risiko mög-
lich. Zwar mussten sie sich in innenpolitischen Debat-
ten bisweilen des Vorwurfs erwehren, Deutschland 
lege im europäischen Vergleich zu viel umweltpoli-
 
57  Vgl. Ralf Tils, Politische Strategieanalyse. Konzeptionelle Grund-
lagen und Anwendung in der Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik, 
Wiesbaden 2005; Joachim Raschke/Ralf Tils, Politische Strategie. 
Eine Grundlegung, Wiesbaden 2007. 








tischen Ehrgeiz an den Tag, beschreite in der Energie-
politik zu kostspielige Sonderwege und gefährde da-
mit die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Unter-
nehmen. Doch die Wirkung solcher Debatten blieb 
stets begrenzt und führte zumindest auf dem bisheri-
gen Anspruchsniveau nicht zu einer Infragestellung 
der deutschen Vorreiterrolle, da in puncto Atom-
ausstieg, Klimaschutz und Erneuerbaren-Ausbau nach 
wie vor ein breiter nationaler Konsens existiert.58
So könnte etwa das von der EU-Kommission eröff-
nete Beihilfeverfahren zum deutschen Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) das bestehende Fördersystem 
des größten Mitgliedstaats empfindlich beeinträch-
tigen.
 Von 
der Öffentlichkeit noch weitgehend unbemerkt hat 
inzwischen jedoch eine Entwicklung eingesetzt, in der 
sich die Voraussetzungen für eine erfolgreiche deut-
sche Vorreiterrolle innerhalb der EU zu wandeln 
beginnen. 
59 Dies würde nicht nur die nationalen Ausbau-
planungen negativ beeinflussen, sondern auch die 
Erfolgsaussichten für den Beschluss eines Erneuer-
baren-Ziels im Kontext der EU-Post-2020-Verhandlun-
gen. Auch in der Klimapolitik ist Deutschland in-
zwischen stark von der gesamteuropäischen Entwick-
lung abhängig. Wenn, wie es etwa beim EU-Emissions-
handel seit 2013 der Fall ist, regulatorische Systeme 
transnational konzipiert sind, dann schlägt ein nie-
driges gesamteuropäisches Ambitionsniveau unmit-
telbar auf die Umsetzbarkeit des höheren deutschen 
Anspruchsniveaus durch.60
 
58  Vgl. Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft, 
BDEW Energiemonitor 2013. Das Meinungsbild der Bevölkerung, 
Berlin, März 2013. 
 Im ungünstigsten Fall wird 
es Deutschland erheblich erschwert, seine eigenen 
Klimaziele zu erreichen. 
59  Zwar hat Wettbewerbskommissar Almunia am 18.12.2013 
nur eine eingehende Prüfung der Industrie-Ausnahme-
regelungen und des Grünstromprivilegs im EEG eingeleitet. 
Eine Gesamtprüfung des deutschen Fördersystems könnte 
allerdings nach der Neufassung der Umweltbeihilfeleitlinien 
folgen, vgl. Europäische Kommission, Staatliche Beihilfen. Kom-
mission eröffnet eingehende Prüfung der Förderung stromintensiver 
Unternehmen durch Teilbefreiung von EEG-Umlage, IP/13/1283, 
Brüssel, 18.12.2013. 
60  Oliver Geden, Klimaziele im Mehrebenensystem. Konfliktpoten-
tiale bei der Implementierung der »Kyoto-II«-Verpflichtungen in EU-
Recht, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, August 2013 
(SWP-Arbeitspapier FG1, 2013/04). 
Energiewende-Ziele unter Anpassungsdruck 
Geht man von dem derzeit plausiblen Szenario aus, 
dass sich die EU-Zielarchitektur nach 2020 auf ein 
singuläres Emissionsminderungsziel verengt und 
dieses lediglich ein Ambitionsniveau aufweisen wird, 
das unterhalb der von der Kommission schon 2011 
vorgeschlagen »40 Prozent domestic«-Marke liegt, 
dann wären nicht alle zentralen Energiewende-Ziele 
gleichermaßen davon tangiert. Während eine solche 
europäische Zielentscheidung den deutschen Atom-
ausstiegsfahrplan bis 2022 wohl überhaupt nicht 
negativ beeinflussen würde, lässt sich dies für den 
Erneuerbaren-Ausbau zumindest nicht ausschließen. 
Im Bereich der Emissionsreduktionspolitik ist es sogar 
sehr wahrscheinlich. 
Zwar würde der Verzicht auf ein europäisches 
Erneuerbaren-Ziel in seiner heutigen Form Deutsch-
land nicht daran hindern können, seinen schon be-
schlossenen Ausbaupfad beizubehalten, der für das 
Jahr 2030 einen Anteil von 30 Prozent am Brutto-
endenergieverbrauch vorsieht (Stand 2011: 12,1%). 
Wenn dieser Weg in Deutschland jedoch als Allein-
gang innerhalb Europa wahrgenommen würde, dürfte 
das Projekt eines ehrgeizigen Erneuerbaren-Ausbaus 
allerdings auf sehr viel härteren politischen Gegen-
wind treffen. Auch für die Zukunft ist davon auszuge-
hen, dass periodisch immer wieder breite gesellschaft-
liche Kostendebatten aufkommen werden. Diese könn-
ten sich vermehrt auch an europäischen Fragen ent-
zünden, etwa an dem Umstand, dass die mit dem 
deutschen Strommarkt gekoppelten Benelux-Länder 
und Frankreich von Stromgroßhandelspreisen profitie-
ren, die dank der vom deutschen Energieverbraucher 
subventionierten Wind- und Photovoltaik-Anlagen im 
gesamten Marktgebiet spürbar gesunken sind. Der 
Aufwand für die Aufrechterhaltung der Netzsicherheit 
dürfte signifikant steigen, wenn Nachbarländer wie 
Polen und Tschechien, die sich explizit gegen eine auf 
Erneuerbaren basierende Energiestrategie entschieden 
haben, ihre Stromnetze so auslegen, dass sie in Stark-
windphasen nur noch begrenzt für den Transit von 
Nord- nach Süddeutschland genutzt werden können. 
Der Ausbau der Stromnetze innerhalb Deutschlands, 
der noch kaum begonnen hat, wird in vielen Regionen 
absehbar auf große Akzeptanzprobleme stoßen. Und 
nicht zuletzt könnte eine deutliche Steigerung der 
Erneuerbaren-Anteile in den bislang eher geschonten 
Energieverbrauchssektoren Wärme und Verkehr die 
Avantgardebereitschaft der deutschen Bevölkerung 
noch auf eine harte Probe stellen. In allen diesen 








Fällen könnte das Argument zum Tragen kommen, 
Deutschland täte besser daran, sich partiell an das 
gesamteuropäische Vorgehen anzupassen und das 
Ausbautempo bei den Erneuerbaren zu drosseln. Vor 
diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, frühzeitig 
auch innerhalb der EU eine Entwicklung voranzutrei-
ben, die auf einen weiteren Ausbau der erneuerbaren 
Energien im Stromsektor setzt. Dies liegt nicht nur im 
industriepolitischen Interesse Deutschlands, sondern 
dürfte auch die mit den Nachbarländern zu führen-
den Diskussionen über ein grenzüberschreitendes 
Strommarktdesign erleichtern. 
Für negative europäische Einflüsse noch wesentlich 
anfälliger ist die deutsche Emissionsminderungs-
politik. Zwar würde es im hier zugrunde gelegten 
Szenario immer noch einen grundsätzlichen Ziel-
konsens zwischen Deutschland und der EU geben, 
problematisch aber wären die deutlich differierenden 
Ambitionsniveaus bei den Klimazielen. Auch hier gilt 
zunächst: Niemand kann Deutschland daran hindern, 
an seinem Emissionsminderungsziel von 55 Prozent 
bis 2030 festzuhalten (Stand 2012: 25,5%). Ob und in-
wieweit die deutsche Klimapolitik schon allein des-
halb unter Druck geriete, weil ihr Ziel auch am Ende 
der nächsten Dekade noch weitaus anspruchsvoller 
ausfiele als jenes der EU, lässt sich nicht vorhersagen. 
Auch kann nicht mit Sicherheit prognostiziert wer-
den, inwieweit die zur Erreichung des 55-Prozent-Ziels 
notwendigen Maßnahmen in die Kritik geraten, falls 
deutliche Fortschritte in den internationalen Klima-
verhandlungen ausbleiben.61
Weitaus relevanter als mögliche Zweifel am un-
beirrten Festhalten an einer klimapolitischen Vor-
reiterrolle Deutschlands sind die sich verschlechtern-
den materiellen Voraussetzungen, um diesen Part 
auch tatsächlich ausfüllen zu können. Ein wenig an-
spruchsvolles EU-Klimaziel wird sich negativ auf den 
ETS-Zertifikatepreis auswirken und somit eine Ten-
denz verstärken, die schon gegenwärtig spürbar ist. Da 
knapp die Hälfte der deutschen Treibhausgasemissio-
nen direkt über den EU-Emissionshandel reguliert 
wird, machte es der anhaltend niedrige Zertifikate-
preis für Deutschland schon in den vergangenen Jah-
ren deutlich schwerer, seinen ursprünglich angepeil-
ten und auf Basis sehr viel höherer CO2-Preise kalku-
lierten Emissionsminderungspfad einzuhalten. Vom 
 
 
61  Die Zielformeln für mittel- bis langfristige Emissions-
minderungen enthalten in Deutschland, anders als auf EU-
Ebene, kein konditionales Element, das ähnliche Anstrengun-
gen in anderen Industrie- und Schwellenländern vorausset-
zen würde. 
Preisverfall im ETS profitieren insbesondere die kosten-
günstigen, aber CO2-intensiven Energieträger Braun- 
und Steinkohle, deren verstärkter Einsatz zunehmend 
die deutsche Klimabilanz belastet. Eine direkte Er-
höhung der Zertifikatepreise – mittels einer nachträg-
lichen Verschärfung des europäischen Klimaziels 
für 2020 oder als Folge einer Reform des Emissions-
handels – kann Deutschland grundsätzlich nur durch 
Initiativen auf EU-Ebene erreichen. Eben dies wäre im 
gewählten Post-2020-Szenario einigermaßen aussichts-
los. Um den selbst gesetzten Klimazielen nahezukom-
men, bliebe der Bundesregierung dann nur noch der 
Einsatz zusätzlicher nationaler Maßnahmen. Zum 
einen müsste sie für den Kraftwerkssektor weitere 
regulatorische Instrumente einführen, beispielsweise 
schärfere technische Emissionsstandards oder einen 
Mindestpreis für fossile Brennstoffe für Anlagen im 
ETS (carbon floor price).62 Zum anderen käme die 
Bundesregierung nicht länger umhin, die Minde-
rungsanstrengungen in den nicht vom Emissionshan-
del erfassten und bislang politisch eher geschonten 





Dass die Energiewende über eine europäische Dimen-
sion verfügt, ist angesichts der starken regulatori-
schen Vorgaben seitens der EU und der wachsenden 
Verflechtung mit den Strom- und Gasmärkten der 
Nachbarländer unbestritten. Das heißt aber nicht, 
dass dieser Umstand in der deutschen Energiepolitik 
zum Gegenstand einer breiteren Reflexion geworden 
wäre.64
 
62  Solche Maßnahmen könnten zwar die deutsche Emissions-
bilanz verbessern, allerdings würde dies in einer gesamteuro-
päischen Perspektive nicht zu einer Treibhausminderung 
führen, da die in Deutschland eingesparten Emissionszertifi-
kate in anderen EU-Ländern eingesetzt werden würden, vgl. 
Stefano Clò/Susan Battles/Pietro Zoppoli, »Policy Options to 
Improve the Effectiveness of the EU Emissions Trading 
System: A Multi-criteria Analysis«, in: Energy Policy, 57 (2013), 
S. 477–490. 
 Die EU-Ebene wird in der deutschen energie-
63  Vgl. Oliver Geden, Die Implementierung der »Kyoto-II«-Verpflich-
tungen in EU-Recht. Enger werdende Spielräume für eine klimapoliti-
sche Vorreiterrolle Deutschlands, Berlin: Stiftung Wissenschaft 
und Politik, November 2013 (SWP-Aktuell 69/2013). 
64  Vgl. Severin Fischer/Oliver Geden, Die deutsche Energiewende 
europäisch denken, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, 
Oktober 2011 (SWP-Aktuell 47/2011). 








politischen Debatte meist nur selektiv einbezogen, 
um wahlweise für eine Beschleunigung oder Verlang-
samung der Energiewende zu plädieren. 
Grundsätzlich sind für die Entwicklung einer 
»Energiewende-Europapolitik« drei idealtypische Stra-
tegien denkbar, die sich nicht nur in ihrer Stoßrich-
tung, sondern auch in ihren jeweiligen Realisierungs-
chancen deutlich voneinander unterscheiden: die 
Gestaltung der EU-Energiepolitik nach deutschem Vorbild, 
die Durchsetzung nationaler Kurskorrekturen mit Verweis 
auf die EU oder aber eine Flankierung der Energiewende. 
Je nachdem, welche Richtung die Bundesregierung 
künftig einschlagen will, ergeben sich unterschied-
liche Handlungsansätze für die Post-2020-Verhand-
lungen.65
EU-Energiepolitik nach deutschem Vorbild 
 
Die gesamte EU auf einen Politikpfad bringen zu wol-
len, der den Grundpfeilern des deutschen Energie-
wendekonzepts entspricht, ist sicherlich die an-
spruchsvollste der hier skizzierten Strategien. Ein 
Transformationsprojekt, bei dem eine unilaterale 
Reduktion der Treibhausgasemissionen um 80–95 Pro-
zent bis 2050 im Wesentlichen über den Ausbau der 
erneuerbaren Energien, die Verbesserung der Energie-
effizienz und ohne nukleare Stromerzeugung bewerk-
stelligt werden soll, dürfte – sieht man einmal von 
Dänemark, Österreich und anderen kleineren Mit-
gliedstaaten ab – vorläufig nicht mehrheitsfähig sein. 
Allerdings wäre es im Rahmen der Post-2020-Verhand-
lungen auch nicht notwendig, explizit einen europäi-
schen Ausstieg aus der Atomenergie zu vereinbaren. 
Angesichts des äußerst schwierigen Marktumfelds für 
den Neubau von Kernkraftwerken, der in der EU der-
zeit nicht ohne umfangreiche Subventionen in die 
Tat umzusetzen ist, würde es genügen, die Rahmen-
bedingungen für die Kernenergie nicht signifikant zu 
verbessern.66
 
65  Diese wären in den kommenden Jahren jeweils durch 
politische Initiativen auf EU-Ebene zu ergänzen, die im Rah-
men dieser Studie allerdings nicht im Detail ausgearbeitet 
werden können. 
 Dementsprechend müsste sich Deutsch-
land in den Post-2020-Verhandlungen zum einen 
66  Die von der Kommission eingeleitete Untersuchung gegen 
den britischen Einspeisetarif zur Förderung des Baus eines 
neuen Atomkraftwerks müsste dementsprechend explizite 
deutsche Unterstützung erfahren. Auch läge es im deutschen 
Interesse, dass entsprechende Einschränkungen in den neuen 
Beihilfeleitlinien verankert werden. 
darauf konzentrieren, die Beschränkung auf ein singu-
läres »technologieneutrales« Klimaziel zu verhindern 
und stattdessen die 2007 beschlossene Zieltrias fort-
zuführen. Zudem wäre darauf hinzuwirken, dass die 
Entscheidung des Europäischen Rats möglichst früh-
zeitig getroffen wird und sehr ehrgeizige Zielwerte für 
Emissionsminderungen, Erneuerbaren-Ausbau und 
Energieeffizienzsteigerungen beinhaltet. Allerdings 
besteht dabei das Risiko, dass Deutschland in den euro-
päischen Verhandlungen als unflexibel und wenig 
kompromissbereit wahrgenommen wird, was zur Ver-
härtung der Positionen der Verhandlungspartner bei-
tragen dürfte, nicht zuletzt bei der Visegrád-Gruppe. 
Damit stiege die Gefahr, dass die endgültige Entschei-
dung im Europäischen Rat immer weiter aufgescho-
ben wird. 
Kurskorrekturen mit Verweis auf die EU 
In einer diametral entgegengesetzten Perspektive 
lassen sich Prozesse auf EU-Ebene grundsätzlich auch 
dazu nutzen, um Kurskorrekturen an der deutschen 
Energiewende zu begründen. Zwar wären theoretisch 
durchaus Versuche denkbar, auf diese Weise die Trans-
formationsgeschwindigkeit in Deutschland bewusst 
zu verlangsamen, etwa durch ein sehr zögerliches 
Agieren in den Post-2020-Verhandlungen oder eine 
bewusste Eskalation der begleitenden beihilferecht-
lichen Auseinandersetzungen mit der Kommission. 
Weitaus naheliegender aber ist die Variante, darauf zu 
verzichten, den beschriebenen Entwicklungstenden-
zen auf EU-Ebene mittels einer engagierten Verhand-
lungsführung entgegenzuwirken. Stattdessen könnte 
ein absehbar schwacher Kompromiss von der Bundes-
regierung dazu genutzt werden, das wahrscheinliche 
Verfehlen einzelner Energiewende-Ziele zu relativie-
ren und das Ausmaß der deutschen Vorreiterambitio-
nen insgesamt in Frage zu stellen. Sollten die EU-Post-
2020-Verhandlungen beispielsweise die Vereinbarung 
eines wenig ehrgeizigen Emissionsminderungsziels 
zum Ergebnis haben, werden sich die im deutschen 
Energiewendekonzept festgelegten Klimaziele auf-
grund der Funktionsweise des ETS nicht mehr länger 
aufrechterhalten lassen. Die Verantwortung dafür 
ließe sich dann bei den klimapolitischen »Bremsern« 
unter den EU-Mitgliedstaaten verorten, vor allem bei 










Flankierung der Energiewende 
Angesichts der komplexen europäischen Verhand-
lungskonstellation, des energie- und klimapolitischen 
Paradigmenwandels und des nach wie vor breiten 
Konsenses für eine Transformation des deutschen 
Energiesystems erscheint eine vergleichsweise prag-
matisch angelegte Strategie am naheliegendsten. In 
deren Zentrum würde der Versuch stehen, die 
Energiewende europapolitisch so zu flankieren, dass 
das nationale Leuchtturmprojekt tunlichst nicht 
durch europäische Entwicklungen konterkariert wird 
In den EU-Post-2020-Verhandlungen müsste sich die 
Bundesregierung dementsprechend darauf konzen-
trieren, zu einer Vereinbarung über ein Gesamtpaket 
zu gelangen, das sowohl ein ehrgeiziges Emissions-
minderungs- als auch ein rechtsverbindliches Erneuer-
baren-Ziel enthält. Um dies erreichen zu können, 
müsste Deutschland im Konfliktfall auch bereit sein, 
die europäischen Verhandlungen zu verzögern oder 
gar zu blockieren. Wenn das Erfordernis, zusätzliche 
nationale Klimaschutzmaßnahmen zu ergreifen, 
minimiert werden soll, müsste ein neues EU-Klimaziel 
aus Sicht der Bundesregierung so ausgestaltet sein, 
dass es unmittelbar auf die Zertifikatepreise im ETS 
zurückwirkt, etwa durch eine spürbare Einschränkung 
von Emissionsberechtigungen aus internationalen 
Klimaschutzprojekten. Was das Erneuerbaren-Ziel 
betrifft, so dürfte es nur sehr schwer möglich sein, im 
Europäischen Rat zu einer Vereinbarung zu kommen, 
die alle Energieverbrauchssektoren umfasst. Aus deut-
scher Sicht ist dies auch nicht zwingend notwendig, 
da Transport- und Wärmesektor nur bedingt binnen-
marktrelevant sind und auch im deutschen Energie-
wendediskurs nur eine untergeordnete Rolle spielen. 
Zur Flankierung der Energiewende ist es jedoch un-
abdingbar, dass der Ausbau der Erneuerbaren im 
Stromsektor EU-weit vorangetrieben wird, da sich der 
deutsche Ausbaupfad nur bei einer beihilferechts-
konformen Ausgestaltung und einer weitgehend 
konfliktfreien Einbindung in das europäische Strom-
netz effizient umsetzen lässt. Die Bundesregierung 
wird sich deshalb vehement für ein Erneuerbaren-Ziel 
im Stromsektor einsetzen müssen. 
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